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DIE NÄCHSTE MONTAGSDEMO IN EBERSWALDE
FINDET WIEDER AUF DEM MARKTPLATZ STATT. BEGINN DER KUNDGEBUNG IST 17.30 UHR. 

Widerspruchskampagne hatte Erfolg

Erhöhung der Gaspreise gestoppt
von Bernd Pomraenke

In der »Stadtwerkezeitung« Nr. 4/2004 (Redaktionsschluß war am
22.11.2004) teilten die Stadtwerke Eberswalde GmbH, wie schon im
Barnimer Blitz am 6.11.2004, mit, daß die Gaspreise wegen gestiege-
ner Ölpreise ab Januar erhöht werden:»Diese Notierungen fließen über
die entsprechenden Preisangleichungen jetzt sukzessive in die Kalkula-
tion der Gasbezugspreise ab dem Januar 2005 ein, da der Gasbezugs-
preis unmittelbar an die Preisentwicklung des Rohöls gekoppelt ist.«

Eine Reihe von Bürgern legte demzufolge Widerspruch gegen die
beabsichtigte Preiserhöhung ein und forderte auf Grundlage des § 315
BGB den Nachweis der Billigkeit der Preiserhöhung. Anregungen dazu
waren vom Verbraucherschutz und vom Bund der Energieverbraucher
gegeben worden (BBP 12/2004). Die Bürgergemeinschaft Kommunal-
abgaben Barnim verteilte ebenfalls Musterschreiben.

Nun haben die Stadtwerke geantwortet: »Zum 1.1.05 wird es keine
Erhöhung der Gaspreise geben, so daß Ihr Widerspruch hinfällig ist.«
Hinfällig ist der Widerspruch damit allerdings keineswegs, solange die
Stadtwerke nicht erklären, daß sie keinerlei Preiserhöhungsabsicht ha-
ben. Der hochgeschätzte Kunde der Stadtwerke erfährt aber nichts über
den plötzlichen Sinneswandel und auch nichts über die zu erwartende
weitere Entwicklungen. Sind die Ölpreise etwa wieder gefallen? Haben
die Stadtwerke unerwartete Kostensenkungen erreichen können? Oder
hatten sie sich vielleicht einfach nur verrechnet, als sie die Kalkulation
für 2005 aufstellten? Das alles erfährt der Kunde nicht, denn geschätzt
wird nicht der gut informierte, sondern nur der zahlende Kunde.

Der aufmerksame Kunde hat aber aus den Medien entnommen, daß
die Preispolitik der Energielieferanten stark unter Kritik steht und teil-
weise auch die Kartellämter aktiv geworden sind. Da sind Fragen ange-
bracht, welche Rolle die Stadtwerke Eberswalde im Geflecht der Ener-
gielieferanten spielen. Für den Direktkunden in Eberswalde jedenfalls
haben sie eine monopolistische Position, d.h. der Kunde hat keine freie
Wahl des Energielieferanten und ist daher der Preispolitik der Stadt-
werke ausgeliefert. 

Aber gerade hier gibt der § 315 BGB dem Kunden die Möglichkeit,
vom Lieferanten den Nachweis der Billigkeit seiner Preisforderung zu
fordern und gegebenenfalls gerichtlich prüfen zu lassen. In diesem Fal-
le ist der Lieferant in der Beweispflicht. (Anders ist es, wenn der Kun-
de am Jahresende eine Rückforderung stellt. Dann trägt der Kunde die
Beweislast). Diesen Nachweis haben die Widersprüchler von den
Stadtwerken gefordert. Dazu müßten die Stadtwerke ihre Preiskalkula-
tion offen legen. Das tun sie gewiß nicht gern, wenn überhaupt. 

So gibt es vielleicht eine simple Erklärung für die Aussetzung der
angekündigten Gaspreiserhöhung. Einerseits ist der »Kostendruck«
vielleicht doch nicht so hoch, daß die Gewinne in Gefahr sind und/
oder der Zeitpunkt wird nicht für günstig gehalten, weil alle Welt über

unseriöse Energiepreise
redet. Wir werden es si-
cher nicht erfahren, wenn
die Stadtwerke schon tun-
lichst vermeiden, die Aus-
setzung der Gaspreiser-
höhung öffentlich zu ma-
chen. Zum späteren Zeit-
punkt werden wir dann
eine Preiserhöhung prä-
sentiert bekommen (viel-
leicht mit der noblen Be-
gründung man habe sich
trotz gegebener Notwen-
digkeit der Preiserhöhung
seit Januar nochmals »im
Interesse der Kunden«
zurückgehalten).
Zunächst aber bleibt
festzustellen: Es ist ge-
lungen, die Stadtwer-
ke zur Aussetzung ei-
ner geplanten Preiser-
höhung zu bewegen.
Ein Erfolg für die sich
wehrenden Bürger.

Was aber ist mit den
Fernwärmepreisen? Mit
der gleichen Begründung
(siehe Amtsblatt 12/2004
S.9) wie für die Gaspreiserhöhung wurden die Fernwärmekosten ange-
hoben. Die Mieter in fernbeheizten Wohnungen erhielten von ihren
Vermietern Mitteilungen über die Fernwärmepreiserhöhungen ab Janu-
ar 2005 (von 7,2 % bei der WHG und 12,5 % oder gar 15 % bei der
WBG!?) und die sich daraus ableitenden höheren Vorauszahlungen.
Aber wieso werden die Fernwärmepreise angehoben, wenn keine Gas-
preiserhöhung erfolgt? Die Fernwärme wird doch mit Gas erzeugt!
Und warum erhöht sich der Preis bei den WGB-Mietern soviel stärker
als bei den WHG-Mietern? Unverständlich ist auch, daß WHG-Mieter
für »Nahwärme« (mit hauseigener Wärmeerzeugung auf Gasbasis) 6,7
% mehr zahlen, während WBG-Mieter bisher keine Erhöhungsmittei-
lung haben? Von Transparenz kann keine Rede sein, obwohl die Fern-
wärmeverordnung die Veröffentlichung der

Fortsetzung auf Seite 2

Blockheizkraftwerke auf Gasbasis, wie hier im
Brandenburgischen Viertel, versorgen die
großen Plattensiedlungen Eberswaldes mit
Fernwärme. Für den Fernwärmebereich erfolg-
te keine Rücknahme der Preiserhöhung.
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ZITAT DES MONATS
HEUTE STEHENWIR NUN VOR DER FRAGE, DER HAUSHALTSSATZUNG ZUZUSTIMMEN ODER NICHT. DIE

SPD-FRAKTION IST NACH MEHRERENBERATUNGEN ZU DEM SCHLUß GEKOMMEN, DER VORLAGE IHRE ZU-
STIMMUNG ZU GEBEN. WOHL WISSEND, DASS DER BESCHLUSSHIERZU MÖGLICHERWEISE IN DER JETZIGEN

FASSUNGNICHT DIE GENEHMIGUNG DER KOMMUNALAUFSICHTSBEHÖRDEERHALTEN WIRD. 
CHRISTIAN TRILL, Sprecher der SPD-Fraktion in der StVV Eberswalde  
am 16.12.2004 zur Entscheidung über den Eberswalder Haushalt 2005

Fernwärmepreise fordert. Zu fragen ist auch
nach der Rolle der Vermieter. Obwohl diese
eine quasi treuhänderische Funktion für die
Mieter haben,reichen sie die Forderungen der
Versorgungsbetriebe an die Mieter nur weiter.
Spätestens nachdem die Stadtwerke auf die Er-
höhung der Gaspreise ab Januar verzichtet ha-
ben, müßten die Vermieter die Rücknahme
der Fernwärmepreiserhöhung fordern. Jeder
Mieter ist gut beraten,diese Forderung an den
Vermieter zu stellen.

Zu fragen ist schließlich nach der Rolle der
Stadt im Zusammenhang mit der Preispolitik
der Ver- und Entsorger. Schließlich ist die
Stadt zu 100 Prozent Gesellschafterin der
WHG Eberswalde, zu 50 Prozent Gesellschaf-
terin des ZWA Eberswalde und zu 26 Prozent
Gesellschafterin der Stadtwerke. Stadtverord-
nete sitzen in den Aufsichträten dieser Gesell-
schaften. Sie sind damit mitverantwortlich für
eine Unternehmenspolitik,die nichts mehr mit
Bürgerinteressen zu tun hat.

Fortsetzung von Seite 1

Erhöhung der Gaspreise gestoppt
Zum Lachen?

In der Januar-StVV hat der PDS-Stadtver-
ordnete Gerd Markmann vorgeschlagen, die
Eintrittspreise für den Eberswalder Tierpark
zu senken. Dem ging ein Antrag der Verwal-
tung voran, als Ausgleich für geringere Zu-
schüsse die Preise zu erhöhen. Die Stadtver-
ordneten konnten sich nicht durchringen, ei-
nem der beiden Vorschläge zu folgen und ver-
wiesen beide Anträge in die zuständigen Aus-
schüsse. Über die vorgeschlagene Preissenkung
hat man sogar gelacht und der Fraktionsvorsit-
zende der PDS distanzierte sich sofort.

Was ist daran so lächerlich? Jeder Kauf-
mann versucht durch Rabatt Kunden zu
locken! Man kennt die Aktionen: Geiz ist geil,
ich bin doch nicht blöd, Winterschlußverkauf,
Pendlerrabatt, 20 % auf alles, Wochenend-
aktion, Firmenjubiläum, um nur einige zu nen-
nen. Sie können es glauben, die Kaufleute ma-
chen das, um mehr zu verdienen. Kein Kauf-
mann hat etwas zu verschenken. Die Rechnung
ist eigentlich ganz einfach. Zusätzliche Kunden
kaufen mehr Waren. Zufriedene Kunden kom-
men wieder. Am zusätzlichen Umsatz verdient
der Kaufmann. Alle sind zufrieden, sogar die
Kunden. Die haben ein nämlich ein Schnäpp-
chen gemacht und erzählen es dem Nachbarn. 

Warum soll das im Tierpark nicht funktio-
nieren? Sollten sich die Besucher des Tier-
parks nicht darüber freuen? Wer einmal zur
Aktion im Baumarkt war, wird es sofort verste-
hen. Die Preissenkung löst eine Völkerwande-
rung aus und zieht zufriedene Kunden, die wie
Weltmeister kaufen und immer wieder kom-
men. So etwas spricht sich rum bis nach
Zäckerickerloose und Oberammergau. Jeder
will dabei sein und kein Schnäppchen versäu-
men. Endlich würde ein städtisches Unteneh-
men die Preise senken. Was glauben Sie, wie
weit sich dieser Ruf verbreitet? Und wie stolz
die Einwohner würden? Das ist Werbung für
die ganze Stadt Eberswalde! Warum sollen die
Sponsoren keine Freude an zusätzlichen Besu-
chern haben? Man spendet doch um Freude zu
machen und ein bißchen Werbung hat noch
keinem geschadet. Ist das nicht der Sinn des
Spendens? Auch die Mitarbeiter des Tierparks
werden über die zusätzlichen Besucher begei-
stert sein. Ist es nicht ihre Arbeitsaufgabe, an-
deren die Freizeit zu versüßen? Vielleicht freu-
en sich sogar die Stadtverordneten, wenn ihre
Subventionen möglichst vielen Bürgern zugute
kommen? 

Ich finde das nicht zum Lachen. Eher kann
man sich über das Gelächter und die beschränk-
te Phantasie nur wundern. Kennen sich die
Stadtverordneten im wahren Leben so schlecht
aus? Vielleicht fragen sie einfach einen Kauf-
mann. Dazu brauchen sie nur dienstags oder
freitags auf den Markt. Oder sie laufen weiter
und fragen in der Fachhochschule mal einen
Betriebswirt. Und lachen können sie immer
noch. Es fragt sich nur über wen und wann.

HEINZ SOLTAU

Ausländerbeirat LK Barnim (Teil 3)

Projektfinanzierung sichern
Integration heißt auch Teilhabe am Gemein-

wesen. Im Barnim engagieren sich viele Initia-
tiven für Integration und gegen Fremdenfeind-
lichkeit, darunter auch Migrantenorganisatio-
nen wie der Afr ikanische Kulturverein »Palan-
ca« e.V., die Selbsthilfegruppe »Kontakt« der
Eberswalder Spätaussiedlerinnen und Spätaus-
siedler und die jüdische Gemeinde in Bernau.
Das Engagement der Selbsthilfegruppen ist ein
wichtiger Beitrag nach innen und nach außen.
Diese Initiativen brauchen daher Unterstüt-
zung – politisch und finanziell. Diese Initiati-
ven, die mit viel Engagement aufgebaut wor-
den sind, werden zusammenbrechen, falls sie
keine Unterstützung erhalten.

Hier möchte ich das Beispiel der Selbsthilfe-
gruppe »Kontakt« erwähnen,die als Modell-
projekt des Bundes drei Jahre lang in Ebers-
walde gute Arbeit geleistet hat, brandenburg-
weit hoch gelobt wurde und nun vor dem Aus
steht. Die Zuständigkeit für die Finanzierung
solcher Aufgaben muß zwischen Land, Land-
kreisen und Kommunen unbedingt geregelt
werden. (Es ist auch zu überlegen,ob die Mög-
lichkeit besteht,daß solche Projekte minde-
stens im Rahmen von Arbeitsförderprogram-
men unterstützt werden können).

Ein weiteres Problem der Finanzierung be-
steht bei der jüdischen Gemeinde  Bernau. Wir
wissen,daß der Landkreis für die Erstberatung
und -betreuung der Spätaussiedler und jüdi-
schen Migranten die Caritas-Migrationsbera-
tungsstelle beauftragt hat. Diese leistet eine
qualifizierte Arbeit. Die dafür benötigten Mit-
tel kommen vom Land Brandenburg.

Für die Belebung des jüdischen Lebens in
der Gemeinde ist diese Einrichtung aber nicht
zuständig. Diese Aufgabe ist nur von der eige-
nen Communitie zu leisten. Der Staatsvertrag

zwischen der Landesregierung und der jüdi-
schen Gemeinde des Landes Brandenburg ist
aber noch nicht unter Dach und Fach, so daß
die jüdischen Gemeinden in den einzelnen
Kommunen keine ausreichende Finanzierung
durch das Land Brandenburg erhalten und auf
Unterstützung angewiesen sind. Auch wenn
der LK diese Gemeinde deutlich finanziell un-
terstützt,vor allem die Personalfrage ist unge-
klärt (Auch hier ist zu überlegen,ob als Über-
brückung ABM oder andere Arbeitsförderin-
strumente genutzt werden können).

Unser Bericht kann nicht alle Probleme be-
nennen. Dafür ist die Zeit zu kurz. Wir schla-
gen vor, innerhalb von zwei Jahren eine Inte-
grationsfachtagung des Landkreises gemein-
sam zu organisieren,um uns über die Situation
der Migrantinnen und Migranten und über die
Integration Gedanken zu machen. Dazu wer-
den alle Akteure einbezogen, von der Politik,
Verwaltung und Zivilgesellschaft.

2005 finden neue Wahlen des Ausländerbei-
rates statt. Die Arbeit, die wir begonnen haben,
wird fortgesetzt und vielleicht besser gemacht.
Dieses Mal,so hoffen wir auf ein entsprechen-
des Votum des Kreisausschusses,daß auch
Deutsche und Migranten mit deutschem Paß
kandidieren können. Der Erfolg des Auslän-
derbeirates hängt aber nicht allein von der Ar-
beit seiner Mitglieder ab. Ideal wäre ein An-
tragsrecht gegenüber dem Kreistag, zumindest
aber ein Informations- und Anhörungsrecht. 

Wir müssen auch von anderen politischen
und gesellschaftlichen Organisationen unter-
stützt  und vor allem ernst genommen werden.
Ansonsten werden wir ein Gremium haben,
das nur eine Alibifunktion erfüllt. Ich denke,
wir alle hier wollen das nicht.

ALEKSANDR BINDER
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Terror im Barnim
Zur Sache:

In der Nacht vom 22. zum 23. Januar hielten
sich am Ende einer Musikveranstaltung zwi-
schen 1 und 2 Uhr noch ca. 12 Jugendliche und
eine Sozialarbeiterin im Jugendtreff Dosto auf. 

Um 1.40 Uhr gab es einen lauten Knall,ver-
bunden mit einem kurzen Vibrieren der Gebäu-
dehülle. Die Anwesenden liefen in Richtung
des Knalls und registrierten im Halbdunkel ein
zerstörtes Fenster im sog. Seminarraum des Ju-
gendtreffs. Die Polizei wurde gerufen,kurz das
Gelände besichtigt und dann,aus Befürchtung
eines eventuell folgenden Angriffs Rechtsex-
tremer, im verschlossenen Gebäude das Ein-
treffen der Polizei abgewartet. Der Polizeiein-
satz, einschließlich der ZeugInnenbefragungen
und der Spurensicherung, dauerte bis in den
Vormittag des 23. Januar. Die Polizei war mit
Spezialisten aus den Bereichen Mord und poli-
tische Straftaten aus Frankfurt/Oder vor Ort.
Sprengstoffspürhunde waren im Einsatz.

Der Schaden:
Eine Doppelglasscheibe wurde vollständig

zersplittert. Reste davon wurden  über einen
Radius von bis zu 20 m auf das Gelände des
Kulturhofes geschleudert. Der untere hölzerne
Fensterrahmen wurde in Fasern gerissen und
die innenliegenden Metallverbindungen durch
die Explosionswucht nach innen gebogen. Die
steinernen Fensterbankfliesen sind vollständig
zerstört und herausgesprengt. Die verschlosse-
ne Tür des Raumes wurde durch die Druckwel-
le der Explosion aufgerissen und beschädigt.

Die Spurensuche vor Ort spricht von einem
Sprengsatz. Die derzeitigen polizeilichen Er-
mittlungen werden nach § 308 StGB Her-
beiführen einer Sprengstoffexplosion geführt.

Die unmittelbaren Folgen:
Der Anschlag auf den Jugendtreff hatte

Sachbeschädigungen zur Folge und das Poten-
tial zum Mord. Glücklichen Umständen ist es
zu verdanken, daß keiner der Jugendlichen
oder die Sozialarbeiterin sich in der Nähe des
Fensters  und im entsprechenden Raum auf-
hielten. 

Zur Bewertung:
Ein solcher Anschlag erfordert Absicht und

technische Vorbereitungen. Es handelt sich um
einen gezielten Anschlag, unter Inkaufnahme
oder Einkalkulation schwerer Verletzungen
oder Todesfolgen von DostobesucherInnen.
Die MitarbeiterInnen,der Trägerverein, die

sich ehrenamtlich engagierenden Jugendlichen
und Freunde des Jugendtreffs sind zutiefst
schockiert.

Für uns steht dieser Anschlag im Zusam-
menhang mit bisherigen Angriffen und Anfein-
dungen gegen den Jugendtreff und stellt eine
bisher nicht vorstellbare Qualität dar. Kurz vor
diesem Anschlag, am 22. Januar inszenierte
die lokale rechtsextremistische Szene eine De-
monstration gegen unser Jugendprojekt. Dies
war der bisher deutlichste Höhepunkt einer
Reihe von Aktionen diverser Kameradschaften
und rechter Cliquen,die in Flugblättern, auf
Aufklebern oder in Internetseiten die Schlies-
sung, das Abrennen oder  Zerstören des Dostos
forderten. Die von uns beobachtete Zunahme
organisierter und ideologisch gefestigerer neo-
faschistischer Strukturen in und um Bernau
wird nun immer offensichtlicher. Die Erfah-
rungen mit unterschiedlichen Formen von Ras-
sismus und Rechtsextremismus der vergange-
nen Jahre zeigen deutlich, daß rechtsextremer
Hetze zu oft auch die konkrete Tat folgt.

Gleichzeitig versuchen diese rechtsextremen
Stimmungsmacher damit einen demokrati-
schen Prozeß zuzuspitzen und zu polarisieren,
in welchem sich die Stadt Bernau und die
Stadtverordnetenversammlung für die Erhal-
tung der bewährten Jugendkulturarbeit durch
den Jugendtreff Dosto entschieden haben.

Seit Jahren engagiert sich der Jugendtreff
Dosto gegen Rassismus und Rechtsextremis-
mus, initiiert Öffentlichkeitskampganen wie
die Aktion Noteingang oder informiert über
Ideologie und Struktur neofaschistischer Grup-
pen. Die praktizierten Formen partizipativer
Jugendbildungs- und Jugendkulturarbeit sind
erfolgreich und bilden in Bernau immer wieder
ein starkes jugendkulturelles Gegengewicht zu
rechtsextremistischen und neofaschistischen
Orientierungen Jugendlicher. Das ist gut und
wird so bleiben.

Den Angrif fen der rechtsextremistischen
Szene auf die politische Kultur und die demo-
kratischen Entscheidungsfindungen der Stadt
Bernau muß geschlossen,von der Lokalpresse
über Kommunalpolitik und der gesamten Bür-
gerschaft,entgegengetreten werden. 

BiF e.V., MitarbeiterInnen des Dosto, 
Ehrenamtliche des Dosto

Sprengstoffanschlag auf den Bernauer Jugendtreff Dosto

Beratung für Kriegsdienstverweigerer
mit Thomas Lehmann

im Begegnungszentrum »Wege zur Gewaltfreiheit«, 
16225 Eberswalde, Brautstraße 34, Tel. 03334/22398

PDS:Keine Zusammen-
arbeit mit Rechtspopulisten 

Laut einem Pressebericht im »Oberbarnim-
Echo« der »Märkischen Oderzeitung« vom 27.
Januar 2005 haben sich vor dem Fraktions-
wechsel des Herrn Sandro Borchert von der
Partei der Rechtsstaatlichen Offensive (ehe-
mals Schill-Partei) zur Sozialdemokratischen
Partei Deutschlands (SPD) »auch die anderen
Fraktionen« um Herrn Borchert »bemüht«. Für
die Fraktion der PDS trif ft diese Darstellung
nicht zu. Wir haben uns zu keiner Zeit und in
keiner Weise um ein Mitglied der Fraktion der
Rechtsstaatlichen Offensive »bemüht«. 

Von einer Distanzierung von dem auf einer
dumpfen rassistischen und völkischen Ideolo-
gie aufsetzenden Populismus der Partei der
Rechtsstaatlichen Offensive mit seiner Über-
betonung staatlicher Zwangsmittel zur Lösung
gesellschaftlicher Probleme ist in der Über-
trittserklärung des Herrn Borchert nichts zu le-
sen. Für eine wie auch immer geartete Zusam-
menarbeit fehlt für uns weiterhin jegliche
Grundlage.

Sollten Mitglieder der SPD-Fraktion Proble-
me mit der Zusammenarbeit mit Herrn Bor-
chert sehen,bleibt ihnen ja auch die Möglich-
keit einer Neuorientierung.

VOLKER PASSOKE, PDS-Stadtfraktion

Waldstadt ohne Baumschutz
Die Aufhebung der Baumschutzsatzung be-

deutet einen Rückschritt in der Stadtentwick-
lung und bringt kaum eine Kostenersparnis.
Nur 20 % der Arbeitszeit eines Mitarbeiters für
den Baumschutz notwendig sind. Die entspre-
chenden Einnahmen gehen jedoch verloren.

Eberswalde nahm bereits 1991 den Baum-
schutz in die eigenen Hände und erließ eine
vorbildliche Baumschutzsatzung. Diese hat
sich seitdem bewährt. Die Wirkungen für die
Stadt waren ausnahmslos positiv. Für gefällte
Bäume mußte innerhalb des Stadtgebietes Er-
satz geschaffen werden. Aus Ausgleichszah-
lungen konnte die Stadt gezielt Neuanpflan-
zungen vornehmen. Dank der bisher engagier-
ten Arbeit in der Stadtverwaltung kann auf
große Fachkompetenz zurückgegriffen und bei
Problemen schnell und flexibel reagiert wer-
den. Wichtige Bauprojekte sind durch die
Baumschutzsatzung noch nie ver- oder ernst-
lich behindert worden.

Sicherlich gäbe es nach 13 Jahren Erfahrung
mit der bestehenden Satzung inhaltliche Modi-
fizierungs- und Verbesserungsmöglichkeiten.
Den Baumschutz als eigene Aufgabe aber
gänzlich aufzugeben und sich auf das inzwi-
schen niedrige Landesniveau zurückzuziehen,
steht der Waldstadt Eberswalde jedoch
schlecht zu Gesicht. Negative Auswirkungen
für das Stadtbild und ein Verlust an Einfluß-
und Gestaltungsmöglichkeiten sind zu be-
fürchten.

ANDREAS FENNERT, Stellv. Fraktions-
vorsitzender Grüne/BFB in der StVV Eberswalde
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Doch keine Zoo-Stiftung
Eberswalde (bbp). Im
Herbst vorigen Jah-
res ging die Informa-
tion durch die Tages-
presse, wonach der
im Frühjahr 2004
verstorbene Berliner
Forstmann Dr. Gerd
Finger der Stadt
Eberswalde die
Summe von mehr als
400.000 Euro ver-
erbt habe. Als Aufla-
ge schrieb er in sein
Testament,daß das
vererbte Vermögen
»ausschließlich für
den Zoologischen
Garten Eberswalde«
zu verwenden sei.
Während Tierparkdirektor Dr. Bernd Hensch
sogleich seine umfangreichen Umbaupläne für
ein neues Tigergehege und die Sanierung des
Sozialtraktes in der Öffentlichkeit ausbreitete,
blieb Finanzdezernent Lutz Landmann mit sei-
ner Idee, durch die Gründung einer Zoo-Stif-
tung den Tierpark langfristig und nachhaltig zu
sichern, innerhalb der beschränkten Öffent-
lichkeit der Stadtverordnetenversammlung.
Landmann hatte so von Beginn an schlechte
Karten. In einer gut organisierten Leserbrief-
kampagne wurde jedes Nachdenken über eine
effektivere Organisation des Tierparkbetriebes
als bösartigen Angriff auf das von Hensch Ge-
schaffene und existenzgefährdend für den Tier-
park dargestellt. Intern hieß es bald darauf,
eine Stiftung wäre wegen der durch sie entste-
henden Verwaltungskosten viel zu teuer. Dabei
ging man offenbar von einer zusätzlichen Per-
sonalstelle aus. Und schließlich erhielt Hensch
auch vom Nachlaßverwalter Unterstützung,
der das Vermächtnis des Erblassers in dessen
Sinne interpretierte. Von einer Zoo-Stiftung ist
seitdem keine Rede mehr. 

Inzwischen verkündete Hensch ein umfang-
reiches Investitionsprogramm für den Tier-
park. Allein in diesem Jahr sollen 510.000
Euro ausgegeben. 200.000 Euro aus der Erb-
schaft hat Hensch für die Sanierung des Sozi-
algebäudes vorgesehen. Die übrigen 310.000
Euro für den Neu- und Umbau diverser Tierge-
hege sollen Sponsoren finanzieren. Unklar ist,
ob diese Pläne nur das Wunschdenken des
Tierparkchefs widerspiegeln oder auf tatsächli-
chen Planungen beruhen. Im Jahr 2003 lag das
Spendenaufkommen bei 113.000 Euro im Jahr
davor bei 60.000 Euro. Für das Jahr 2004 plan-
te Hensch noch Spenden in Höhe von 10.000
Euro ein. Im aktuellen Haushaltsjahr sind gar
keine Spenden mehr eingeplant. Und auch die
Erbschaft spiegelt sich Haushaltsplan der Stadt
für das Jahr 2005 nichts wider. Dementspre-
chend ist im Haushaltsplan auch von den an-
gekündigten Ausgaben nichts zu finden.

Bürger haben juristischen Kampf gewonnen

Gebührenerhöhung beim ZWA
Nachdem der ZWA hunderte von Verwal-

tungsgerichtsverfahren und Normenkontroll-
verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht
verloren hat, scheint er endlich begriffen zu ha-
ben:Seine Satzungen seit 1997 waren rechts-
fehlerhaft und damit nichtig, damit alle ausge-
fertigten Beitrags- und Gebührenbescheide,
Erschließungsbeiträge und Grundstücksan-
schlußkosten sind nicht durchsetzbar. Den jah-
relangen Kampf haben die Bürger, die juristi-
schen Laien,gegen die Bürokratie, bewaffnet
mit einer Armada juristischer Profis, endgültig
gewonnen. Daran gibt es nichts zu deuteln.

Erinnern wir uns: Es war 1992:Der Ver-
bandsvorsteher tönte:Tausende DM Anschluß-
und Erschließungskosten – das können wir un-
seren Bürgern nicht zumuten! Wir werden das
sozialverträglich über moderate Gebührener-
höhungen regeln! Die Gebühren werden deut-
lich unter 10 DM/m³ liegen! Nach nur sechs
Jahren, 1998, hörte sich das dann so an:Ein
Verzicht auf Anschluß- und Erschließungsko-
sten ist nicht machbar. Also zu deutsch. Kehrt-
wende, allerdings ohne Erfolg, jedenfalls bei
denen,die sich gewehrt haben.

Trotz Millionen zusätzlicher Forderungen
waren die durchschnittlichen Gebühren, auch
dank neu erfundener Grund- und Bereitstel-
lungsgebühren,auf mehr als 10 DM/m³ ange-
hoben worden. Der Ministerpräsident nennt
10DM/m³ als Schmerzgrenze. Wen kümmert
schon Schmerz,den andere aushalten sollen!?

Nach weiteren sechs Jahren, wir schreiben
das Jahr 2004,nun erneut die Kehrtwende. Die
widerrechtlich geforderten Anschlußkosten
und Erschließungsbeiträge sind nicht durch-
setzbar. Also: Gebührenerhöhung. Das war

also die Kür des Verbandsvorstehers mit dop-
pelter Wende und Bauchlandung – natürlich
jetzt auf einem wesentlich höheren »Niveau«.
Wenn das,so wie von den Damen und Herren
des ZWA geplant,wirksam wird, dann belauft
sich die Forderung für eine Einzelperson mit
einem eigenen Anschluß an den Kanal bei ei-
nem Wasserbedarf von nur 20 m³/Jahr auf
12,85 Euro/ m³,das sind ca. 25 DM/m³ nur für
Abwasser! Von Schmerzgrenze spricht keiner,
nur von einer 11-12 prozentigen Gebührener-
höhung.

Daß bei solchen Gebühren mehr Geld für
Wasser als für Brot zur Verfügung stehen muß,
das kann niemand mehr bestreiten. Die Kosten
für Wasser sind eine erhebliche Position in der
Lebensmittelkasse, besonders bei Beziehern
von ALG II. Aber Wasser ist ja auch unser
wichtigstes Lebensmittel! Immerhin bestehen
wir zu 60 Prozent daraus. Wo ist eigentlich das
Problem? Dann müssen die Bürgerinnen eben
an anderer Stelle sparen! Was sonst?

Ich hätte da ein paar Vorschläge:In der Woh-
nung Wattejacke und Pudelmütze tragen, das
spart Heizkosten. Fernseher, Computer, Spül-
maschine und Kühltruhe abschaffen,das spart
Stromkosten. Öfter mal das Herzhäuschen im
Garten nutzen – das spart Spülwasser, Man
könnte sich auch das Rauchen abgewöhnen
(vollständig) und das Essen (teilweise) und nur
Wasser trinken – natürlich Leitungswasser –
das spart dann richtig Geld, das wir dann dem
ZWA geben können,damit der seine Fehlinve-
stitionen, d.h. Zinsen und Tilgungsraten für
seine Schulden,bezahlen kann. Vielleicht gibt
es ja auch noch bessere Vorschläge.

JOHANNES MADEJA, BKB/Freie Wähler

Energiesparkontor Barnim e.V.: 

Energiepreise 2005
Eberswalde (nau/bbp). Zur letzten Beratung
des Energiesparkontor Barnim e.V. im Jahr
2004 informierte Reinhard Splinter aus Sicht
der Stadtwerke über den künftigen Preistrend.
Für die WHG würden 2005 die Fernwärme-
preise um 7,2 Prozent erhöht. Hintergrund sei
die Ankündigung des Gaslieferanten GASG,
die Lieferpreise um  8 Prozent zu erhöhen.
Dieser begründet das mit der Kopplung des
Gaspreises an den Ölpreis. Splinter erläuterte,
daß die Erdgasimportpreise nicht in dieser
Weise gestiegen sind, bzw. steigen werden. In
der anschließenden Diskussion wurde darauf
verwiesen,daß auf dem Energiesektor ab 2005
fünf neue Gesetze wirksam werden. Die Stadt-
werke vertreten die Meinung, daß die Strom-
preise durch die Einspeisung von regenerati-
ven Energien nach oben getrieben werden. Der
Steueranteil in den Energiepreisen befinde sich
bei ca. 40%. Ab 1.1.2005 werde als neue Steu-
er die CO2-Steuer wirksam.  

Fehlende Perspektiven 
Berlin (bbp). »Fehlende Perspektiven für Fami-
lien« bescheinigt der aktuelle Familienatlas
der Bundesregierung dem Landkreis Barnim.
Alle 439 Kreise und kreisfreien Städte in der
BRD wurden dazu unter die Lupe genommen.
Von den acht Regionen-Gruppen,die jeweils
ähnliche Rahmenbedingungen aufweisen,
konnte allerdings keine einzige durchweg posi-
tiv bewertet werden. Alle Regionen, in denen
Familien gut leben können,liegen in den alten
Bundesländern und dort vornehmlich im Sü-
den. Dort kommen die meisten Kinder zur
Welt, gibt es Arbeit, macht sich Wohlstand
breit. Allerdings fehlen Betreuungsmöglich-
keiten. Hier haben die neuen Bundesländer
(noch) einen deutlichen Vorsprung. Allerdings
sieht es mit bei den anderen Kriterien schlecht
aus. Bei der Bildung schneidet der Landkreis
Barnim noch relativ gut ab. Negative Punkt-
zahlen gab es hingegen bei der demografischen
Bewertung und – trotz der relativ guten Be-
treuungsmöglichkeiten – hinsichtlich der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf.
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Aufschwung ausgelagert

Mehr Tierparkbesucher durch Eintrittspreissenkung
Betriebswirtschaftliche Rechnungsführung in der Stadtverwaltung?

Wie eine Nachfrage bei der Rose Gehäusetech-
nik GmbH ergab, wunderte man sich auch dort
über die Veröffentlichung in der MOZ. Der ab-
gebildete Mitarbeiter sei schon seit dem Jahr
2000 nicht mehr bei der Firma beschäftigt.
Auch die Auslagerung eines Teils der Produkti-
on einschließlich der Maschine auf dem Foto
nach Rumänien wurde bestätigt. Die Zahl der
55 Mitarbeiter sei aber aktuell, davon sind noch
immer 49 in der Produktion beschäftigt. Vor
dem Beginn der Produktionsverlagerung lag
die Zahl der Mitarbeiter bei mehr als 80. Die
Produktion der Rose Gehäusetechnik GmbH ist
in zwei Fertigungsbereiche geteilt. In der Me-
tallverarbeitung werden u.a. Aluminium zu Pro-
filen und Gehäusen verarbeitet sowie Kunst-
stoffgehäuse und Industrielampen montiert.
Die Kunststoffspritzerei fertigt Kunststoffge-
häuse und andere Kunststoffteile. Ursprüng-
lich waren allein in diesem Bereich fast 50 Ar-
beitskräfte beschäftigt. Inzwischen hat jedoch
die Konzernzentrale der Phoenix-Mecano AG in
der Schweiz, zu der die Eberswalder Firma
gehört, in Rumänien mit dem Aufbau einer
neuen Kunststofffabrik begonnen. Damit will
man näher an den osteuropäischen Kunden
sein, aber auch von den niedrigeren Löhnen in
Rumänien profitieren. Ein Teil der Eberswalder
Maschinen steht dort bereits. Der übrige Teil
der Kunststoffspritzerei wird bald folgen. 

»Warum stehen in der Zeitung falsche Anga-
ben?«,fragte Erika Klatte auf der Eberswalder
Montagsdemo am 3. Januar (BBP 1/2005).
Dieser Frage schließe ich mich an. Auch ich
beziehe mich dabei auf einen Artikel in der
MOZ, die am 7. Januar auf ihrer Wirtschafts-
seite titelte:»Maschinenbau im Aufwind«. 

Ganz konkret geht es mir um das Bild und
die dazugehörige Bemerkung: »Die 55 Mitar-
beiter der Rose Gehäusetechnik GmbH«. Ein-
mal davon abgesehen,daß sich diese Firma
nicht im »Aufwind« befindet, arbeitet der auf
dem Foto abgebildete Mitarbeiter schon seit

Jahren nicht mehr dort und die abgebildete
Maschine steht schon seit geraume Zeit im
Osteuropäischen Ausland. Ich selbst war einer
der 55 Mitarbeiter und habe bis Dezember
2003 sieben Jahre als Maschinenbediener dort
gearbeitet. Glücklicherweise bin ich wieder in
Arbeit, aber ich kann natürlich nicht für die
restlichen 54 Mitarbeiter sprechen.

Sie sehen,ein gesundes Maß an Mißtrauen
ist heute wichtige denn je. Bestenfalls unter-
stelle ich der MOZ schlampige Arbeitsweise
und damit möchte ich es bewenden lassen.

ANDY LOSCH

Der Tierpark sei kein Unternehmen,sondern
eine öffentliche Einrichtung. Und als solche
benötige der Tierpark stets Zuschüsse. So ent-
gegnete laut MOZ vom 8./9.1.2005 Finanzde-
zernent Lutz Landmann dem BKB-Fraktions-
vorsitzenden Dr. Günther Spangenberg im
Eberswalder Hauptausschuß, als dieser An-
strengungen seitens des »Unternehmens Zoo«
vermißte, selber Kosten einzusparen. Öffentli-
che Einrichtungen brauchen stets Zuschüsse.
Punkt! Man muß sich also über die Ebers-
walder Haushaltsprobleme nicht wundern. 

Angesichts des mittelalterlichen Finanzma-
nagements der Kameralistik – alle Einnahmen
fließen in einen großen Topf, aus dem dann die
im Haushaltsplan festgelegten Ausgaben reali-
siert werden – ist es tatsächlich schwierig, ei-
ner öffentlichen Verwaltung mit betriebswirt-
schaftlichen Überlegungen zu kommen. Mich
erinnert das an »Sachsens Glanz und Preußens
Gloria«, einem DDR-Fernsehfilm aus den
80er Jahren. Da befragte der Sachsenkönig Au-
gust III. vor neuen Anschaffungen regelmäßig
seinen Finanzminister:»Brühl,haben wir noch
Geld?« und Brühl antwortete ebenso regel-
mäßig:»Aber Majestät,selbstverständlich«. 

Von einer ebensolchen Selbstverständlich-
keit scheint Tierparkdirektor Bernd Hensch
auszugehen. Seit 2001 liegt der jährliche Zu-
schuß der Stadt für den Tierpark regelmäßig
bis zu 300.000 Euro über der in den Haushalts-
plänen festgelegten Summe (vgl. BBP
1/2005). Von einem Sparbewußtsein ist in den
Äußerungen des Tierparkchefs indes nichts zu
verspüren. Es scheint gar, als spielten nicht
einmal mehr die von der StVV beschlossenen
Haushaltspläne in dessen Überlegungen eine
Rolle. Vielmehr brillier t Hensch allenthalben
mit seinen Visionen. Erst jüngst überraschte er
die Öffentlichkeit (und die Stadtverordneten)
mit Plänen,in diesem Jahr mehr als eine halbe
Millionen Euro in den weiteren Ausbau des
Tierparks zu investieren. 

Im Haushaltsplan 2005 liest man davon
nichts. Womöglich existiert da noch irgendwo
ein Schattenhaushalt?

Die Kameralistik wird in den nächsten Jah-
ren überwunden. Die StVV Eberswalde be-
schloß vor einem Jahr die »Einführung der
Doppik in der Stadtverwaltung«,bei der es um
die »Implementierung betriebswirtschaftlicher
Instrumente« in das kommunale Haushalts-
wesen geht. 85 Jahre nach dem Sturz des Kai-
sers vollzieht der öffentliche Dienst die Wende
vom Feudalismus zum Kapitalismus. 

Auch wenn die doppische Rechnungs-
führung noch Zukunftsmusik ist, was hindert
den Tierpark, schon jetzt betriebswirtschaftlich
zu handeln? Wenn für die Extravaganzen des
dritten Sachsen-August das Geld knapp wurde,
erhöhte Brühl einfach die Steuern – wobei er
dafür sorgte, daß immer ein guter Teil davon in
seinen Schatzkammern landete. Die Erhöhung
von Steuern und Gebühren oder eben Eintritts-
geldern scheint auch heute das Nonplusultra
von kameralistisch denkenden Stadtangestell-
ten zu sein. So lag auf der StVV am 20. Januar
das Ansinnen einer Preiserhöhung für den
Tierpark auf dem Tisch. Nur so könne der Tier-
park die beschlossene Zuschußreduzierung
überleben. Daß durch erhöhte Preise mögli-
cherweise die Besucher wegbleiben, kommt
den Vorlageneinreichern nicht in den Sinn. 

Dieses Risiko sollte die Stadt nicht einge-
hen. Mein Vorschlag: Statt erhöht sollten die
Tierparkeintrittspreise gesenkt werden. Die At-
traktivität des Eberswalder Tierparks würde
sich für breite Teile der Bevölkerung erhöhen.
Zugleich setzt die Stadt Eberswalde ein öffent-
lichkeitswirksames Zeichen,daß sie ihre Haus-
haltsprobleme nicht auf die Bürgerinnen und
Bürger abwälzt. Außerdem wird den Sponso-
ren des Tierparks gezeigt, daß deren Engage-
ment,mit ihrer Spende in der Stadt Eberswalde
ein attraktives und preiswertes Freizeitangebot
vorzuhalten,Ernst genommen wird. Das er-
höht den Anreiz für Sponsoren, sich für den
Tierpark zu engagieren. All das bietet Chan-
cen,die Besucherzahlen nachhaltig zu steigern
und trotz Preissenkung die Einnahmen aus
Eintrittsgeldern zu erhöhen. 

GERD MARKMANN

Erhöhte Kommunalabgaben
In letzter Zeit haben unter anderem auch die

kommunalen Gasversorger und Wasserver-
und -entsorger eine Erhöhung ihrer Gebühren
angekündigt. Die hinter uns stehende Basis der
Bürgergemeinschaft Kommunalabgaben Bar-
nim (BKB) hat umgehend reagiert. So erhiel-
ten die Stadtwerke Eberswalde als zuständiger
Gasversorger zahlreiche Widersprüche der
Bürger gegen die angekündigte Preiserhöhung.
Mit dem Erfolg, daß die Stadtwerke ihre für
den 1.1.2005 angekündigte Gebührenerhöhung
zurücknahmen. 

Unsere Fraktion dankt ihrer Basis für das
konsequente Eintreten für Bürgerinteressen.

Die vom ZWA Eberswalde beschlossene
Umstellung der Beitragszahlung für Anschluß-
und Erschließungskosten zur Gebührenzah-
lung führt zu einem Zulauf von Bürgern zum
BKB. Dabei handelt es sich um Bürger, welche
ihre Anschlußkosten und/oder Erschließungs-
beiträge gezahlt haben und sich dennoch mit
einer Gebührenerhöhung konfrontiert sehen.
Dabei mußten sie feststellen,daß in den mei-
sten Fällen eine Rückzahlung ihrer Beitrags-
gelder nicht nur nicht erfolgt, sondern infolge
der z.B. nun höheren Grundgebühren für Ab-
wasser sie weitere Vorleistungen erbringen.
Aber auch ohne Berücksichtigung der erneuten
Gebührenerhöhung würde eine Rückerstattung
der geleisteten Zahlungen für Beiträge nach
dem ZWA-Modell so schleppend erfolgen,daß
i.d.R. rund 150 Jahre vergehen.

Fraktion und Basis sind sich einig, daß so
nicht verfahren werden kann.

Dr. G. SPANGENBERG, Vorsitzender der 
Fraktion der BKB in der StVV Eberswalde
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Fachgemeinschaft Bau 

Warnung vor Mißbrauch
»Ein-Euro-Jobs ganz erhebliche Gefahr«

Mit erheblicher Skepsis blickt die Fachge-
meinschaft Bau zu Beginn des neuen Jahres
auf die Initiativen der Bundesregierung zur
Flexibilisierung des Arbeitsmarktes. »Wenn
sich herausstellen sollte, daß sich Ein-Euro-
Jobs für unsere Branche als ähnlicher Flop er-
weisen wie Minijobs und Ich-AGs, dann wird
die mittelständische Bauwirtschaft in der Regi-
on auch durch diese Initiative eher bekämpft
als unterstützt«,kritisiert der Hauptgeschäfts-
führer der Fachgemeinschaft Bau Berlin und
Brandenburg, Wolf Burkhard Wenkel.

»Bereits die Steuerungsinstrumente Mini-
jobs und Ich-AGs haben in unserer Branche zu
erheblichem Mißbrauch geführt«, zeigt sich
der Hauptgeschäftsführer mit den bisherigen
Initiativen der Bundesregierung alles andere
als einverstanden. Bei vielen Ich-AG’lern han-
dele es sich in Wirklichkeit keineswegs um
selbständige Kleinst-Unternehmen,»sondern
vielmehr um von der Bundesregierung ver-
steckt geförderte Arbeit in der Scheinselbstän-
digkeit«. Auch die Minijobs lüden zum groß
angelegten Mißbrauch ein:»Die Arbeitszeiten
im Rahmen von Minijobbern sind für den Staat
in der Regel nicht kontrollierbar und werden
so ebenfalls ausgenutzt«,so Wenkel. Die Fach-
gemeinschaft Bau werte diese Initiativen als
Legalisierung von Schwarzarbeit durch die
Bundesregierung – »dadurch werden ordentli-
che Arbeitsverhältnisse gerade in der Bauin-
dustrie schlicht vernichtet, denn mit staatlich
subventionierter Arbeit können unsere Mit-
gliedsbetriebe nicht konkurrieren«.

Ähnliche Bedenken hegt Wenkel im Bereich
der Ein-Euro-Jobs. Denn diese Initiative lade
öffentliche Institutionen geradezu ein,bisher
bei Handwerksbetrieben in Auftrag gegebene
Arbeiten in Zukunft von eigenen Ein-Euro-
Jobbern erledigen zu lassen,»freilich unter
dem Deckmäntelchen der Gemeinnützigkeit«.
Dies sei nicht nur kontraproduktiv im Sinne
der Bundesagentur für Arbeit, sondern stelle
die Existenz vieler kleinerer und mittlerer Be-
triebe vor allem im Baubereich auf die Kippe.

Ab diesem Jahr will die Bundesregierung
rund 600.000 Ein-Euro-Jobs in der Bundesre-
publik schaffen, die im Amtsdeutsch als »Ar-
beitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschä-
digung« (MAE) bezeichnet werden. In einer
Vereinbarung, die die Fachgemeinschaft Bau
im Dezember vergangenen Jahres unter ande-
rem mit der Bundesagentur für Arbeit, dem
brandenburgischen Arbeitsministerium und
weiteren Wirtschaftsverbänden unterzeichnet
hat, heißt es :»Um eine Gefährdung bestehen-
der Arbeitsverhältnisse im gewerblichen Be-
reich (erster Arbeitsmarkt) auszuschließen,
darf die öffentliche Auftragsvergabe an Privat-
unternehmen nicht beeinträchtigt werden.«

HEIKO WIEGAND, Fachgemeinschaft Bau 
Berlin und Brandenburg e.V.

DGB warnt vor flächendeckenden »1-Euro-Jobs«: 

Sozialer Friede in Gefahr
Vor einer schleichenden Aushöhlung regulä-

rer Arbeitsverhältnisse warnt der Deutsche Ge-
werkschaftsbund. Angesichts der Begehrlich-
keiten bei DIHK und einigen Politikern, sog.
1-Euro-Jobs in der gesamten Wirtschaft einzu-
führen, erinnerte Dieter Scholz, DGB-Vorsit-
zender in Berlin-Brandenburg, an die gemein-
same Erklärung von Politik, Wirtschaft und
Gewerkschaften. Darin wurde eindringlich da-
vor gewarnt, reguläre Jobs zu verdrängen.
Pflichtaufgaben des öffentlichen Dienstes soll-
ten nicht durch Billiglöhner übernommen wer-
den; dabei habe man sich ausdrücklich hinter
das Gesetz gestellt. Die Erosion des Tarifgefü-
ges durch Lohndumping und Unterlaufen von
Tarifabschlüssen gefährde den sozialen Frie-
den. Wenn Lohndrückerei gesellschaftsfähig
werde, drohe die Zerreißprobe in der Gesell-
schaft. 

Während sozial Schwache um jegliche fi-
nanzielle Unterstützung kämpften,sei die Poli-
tik nicht in der Lage, Regeln für überbordende
Nebentätigkeiten von Bundestagsabgeordne-
ten aufzustellen. Laufende Gehaltszahlungen
durch Privatunternehmer, sog. Beraterverträge
sowie dutzende Nebenjobs wie Aufsichtsrats-
tätigkeiten sprächen für eine Selbstbedie-
nungsmentalität,die angesichts der Not in der
Gesellschaft obszön wirke. Das sei auch mit
einem Berufsparlament nicht in Einklang zu
bringen. In diesem Zusammenhang müßten
auch die explodierenden Managergehälter the-
matisiert werden. Die politische Öffentlichkeit
sollte die Debatte um angemessene Alimentie-
rung auch vor dem Hintergrund wachsender
Armut und Ausgrenzung führen,sagte Scholz. 

ANDREAS SULT, 
DGB Region Uckermark/Barnim

Kürzungen immer zu Lasten der Bürger

Nicht dabei gewesen?

Wie Ihr vielleicht schon gehört habt, sollen
die Eintrittsgelder für den Zoo erhöht werden.
Als Grund wird die Kürzung der Zuschüsse
um 160.000 Euro genannt. Deshalb stellte der
Herr Bürgermeister zur StVV am 20. Januar
einen Antrag auf Preiserhöhung. Da ich davon
wußte, nahm ich mir die Zeit und ging zu die-
ser StVV-Sitzung. Ich nutzte die Möglichkeit
der Fragestunde und fragte folgendes:

Wenn die Eintrittsgelder im Zoo erhöht wer-
den, wie sieht es dann mit den Arbeitslosen
aus? Laut der Aufstellung für die Regelleistun-
gen für erwerbsfähige Hilfebedürftige hat man
den Betroffenen einen gewissen Anteil der Re-
gelleistung als Aufwendungen für Freizeit,
Kultur, Sport, Bücher, Zeitungen, Veranstal-
tungen und Bildung zugestanden. Dieser An-
teil beträgt 20 Euro monatlich!

Da aber schon die MOZ 18 Euro im Monat
kostet,wie soll sich da ein Betroffener einen
Zoobesuch leisten können? Klar habe ich auch

gehört, daß die Arbeitslosen und Sozialhilfe-
empfänger ebenfalls – wie die Kinder, Rentner,
Azubis und Studenten – Ermäßigung bekom-
men sollen. Aber die Preise für Ermäßigungs-
karten sollen ja auch angehoben werden.

Da soll der Eintritt für Erwachsene nicht
mehr 5 Euro sondern 6 Euro betragen. Die Er-
mäßigung  nicht mehr 3 sondern 3,50 Euro. 

Streichungen und Kürzungen und Kürzun-
gen und Streichungen! Aber, wie immer, nicht
an den richtigen Stelle. Hat die Stadt keine an-
deren Möglichkeiten,ihre Haushaltsmisere zu
lösen,als immer auf dem Rücken ihrer Bür-
ger? Von Herrn Markmann (PDS) wurden so-
gar Preissenkungen gefordert. Leider war das
aber nur ein Einzelantrag, den die übrige Frak-
tion nicht unterstützte. Aber zuguterletzt wur-
de dem Antrag auf Erhöhung der Eintrittsgel-
der für den Zoo nicht zugestimmt,sondern in
die Ausschüsse verwiesen.

FRANK TÖPFER am 24. Januar

Ehrlich gesagt hatte ich beim Lesen des Ar-
tikels »Arbeitslose finden offenes Ohr«,mit
dem die MOZ am 21.1. über den Sonderkreis-
tag berichtete, den Eindruck, daß der Artikel-
schreiber die Kreistagssitzung gar nicht miter-
lebt hat. Er muß sich durch einen Hinterein-
gang hereingeschlichen haben,denn die vier-
zig Demonstranten vor dem Eingangsportal
scheint er nicht gesehen zu haben. 

Es scheint ihm auch entgangen zu sein,daß
es auf ausdrückliche Forderung der »Ebers-
walder Montagsdemo« eine Einwohnerfrage-
stunde gab, die erst nicht vorgesehen war. Kein
Wort über die acht Einwohnerfragen (wann
gab es zuletzt so viele Einwohnerfragen) und
die darauf gegebenen Antworten. Der Autor
bemerkte offenbar auch nicht, wie die zahl-

reich anwesenden Betroffenen immer wieder
lebhaften Beifall spendeten,wenn die Aus-
führungen ihrer Interessenlage entsprachen,
und wie der Vorsitzende des Kreistages wie-
derholt vergeblich versuchte, den zivilen Un-
gehorsam des unzulässigen Applaudierens zu
unterbinden. Dem Artikel war nicht einmal zu
entnehmen,warum dieser Kreistag ein Sonder-
kreistag war. 

So entsteht bei den Lesern des Artikels der
Eindruck, als wäre es ein ganz normaler Kreis-
tag gewesen,der die Bildung eines Beirates bei
der Arge zum Ziel hatte. Etwas mehr Informa-
tionen über das tatsächliche Geschehen,die
Hintergründe und Zusammenhänge haben die
Leser wohl doch verdient.

UTE FREY
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20. Montagsdemo am 3.1.
Über den »Neujahrsempfang der Arbeitslo-

sen« am ersten Montag im neuen Jahr berich-
tete die Januarausgabe der »Barnimer Bür-
gerpost« ausführlich. Auch die regionale Ta-
gespresse berichtete, sogar mit Foto. Die
Presseerklärung der »Eberswalder Montags-
demo« zum Neujahrsempfanges indes fand
sich weder dort noch in den Anzeigenblät-
tern. Darauf wiesen die Montagsdemonstran-
ten am 10. Januar hin. 

21. Montagsdemo am 10.1.
Ziel des Demonstrationszuges war diesmal

die Filiale der Agentur für Arbeit in der
Schicklerstraße. Fünf Fragen hatte die Vorbe-
reitungsgruppe dem Agenturleiter im Vorfeld
zugesandt. Etwa 145 Demonstranten hatten
sich auf dem Marktplatz versammelt,rund
100 zogen mit zur Schicklerstraße. Dort war-
tete bereits der Leiter der Agentur Heinz-Wil -
helm Müller mit seinen Mitarbeitern. Aus den
geplanten zwanzig Minuten vor der Agentur
wurde eine Stunde. Nach Müllers Antworten
auf die Fragen der Vorbereitungsgruppe tra-
ten viele Betroffene ans Mikrofon. Sie stell-
ten teils betroffenenspezifische teils grund-
sätzliche Fragen. Und sie äußerten ihren Un-
willen, ihre Wut und Enttäuschung.

Die Bereitschaft von Agenturchef Müller,
vor den Demonstranten weit über die ur-
sprüngliche Planung hinaus Fragen zu beant-
worten, fand seitens der Demonstranten An-
erkennung. Er sei kein Fan von Hartz IV, son-
dern ein Fan von Vollbeschäftigung, sagte
Müller. Zumindest im Osten sieht er keine
Chance, daß durch Hartz IV Arbeitsplätze
entstehen. Rechtfertigungsversuche für Hartz
IV hörte man nicht, bestenfalls Feststellun-
gen und Erläuterungen der gesetzlichen Vor-
gaben,an die sich die Agentur, »ob sie will
oder nicht«, halten müsse. Heinz-Wilhelm
Müller erklärte seine Bereitschaft, jederzeit
mit Vertretern der »Eberswalder Montagsde-
mo« zu reden und im Rahmen seiner Mög-
lichkeiten Abhilfe zu schaffen. 300 Anträge
seien noch nicht entschieden,aber die Behör-
de arbeite mit Nachdruck daran. Auf ihre
nichtbearbeiteten Anträge verwiesen auch
eine Reihe Demonstranten. Die Agenturmit-
arbeiter versprachen schnelle Bearbeitung. 

Wo bleiben die Arbeitsplätze für die Ju-
gendlichen? Wie soll sich ein Verdiener in der
Bedarfsgemeinschaft eine private Zusatzrente
erarbeiten? Wie sollen Betroffene mit dem
Geld zurechtkommen? Wie viele 1-Euro-Jobs
gibt es? Wie werden Rehabilitanten berück-
sichtigt? Wird die Rente von Schwerbehin-
derten als Einkommen angerechnet? Was
bleibt von bisherigen Nebenjobs bei Hartz IV
noch übrig? Zuverdienstgrenzen sind ein

Der Druck der Straße im Kreistag
Eberswalde (at/bbp). Die vorletzte Januarwo-
che bildete einen Höhepunkt der Aktivitäten
der »Eberswalder Montagsdemo« im neuen
Jahr. Einen Tag nach der 22. Montagsdemo am
17. Januar fuhren dreizehn Freunde der
»Eberswalder Montagsdemo« nach Prenzlau,
um an der RBB-Sendung »Klipp und Klar«
teilzunehmen. Thema war: »Arbeitslos – Woh-
nung los?« Wer Gelegenheit hatte, diese Sen-
dung zu sehen,konnte die Eberswalder nicht
übersehen. Am Mittwoch, den 19. Januar ka-
men dann mehr als 40 Montagsdemonstranten
zur Sondersitzung des Barnimer Kreistages
über das Thema Hartz IV. Auch zur Sitzung der
Eberswalder StVV am 20. Januar waren die
Montagsdemonstranten präsent. Frank Töpfer
stellte eine Einwohnerfrage zur geplanten Ge-
bührenerhöhung für den Tierpark. Die nach-
haltigste Aktion war zweifellos die Teilnahme
am Sonderkreistag. Dazu sagt Albrecht Triller
von der »Eberswalder Montagsdemo«:

Ich denke, wir haben beim Kreistag Wirkung
hinterlassen. Eine halbe Stunde vor Beginn for-
mierten sich rund 40 Demonstranten vor dem
Kreishaus zu einer Art Spalier und »empfin-
gen« die Kreistagsabgeordneten mit Transpa-
renten, Spruchtafeln und vor allem mit gelben
Karten. Mit den »gelben Karten« mahnten wir
die Kreistagsabgeordneten wegen ihrer Ig-
noranz gegenüber der Montagsdemo und we-
gen Untätigkeit in Sachen Hartz IV im Sinne
der Betroffenen. 

Im Vorfeld hatten wir gefordert, eine Ein-
wohnerfragestunde zu ermöglichen. Ausgerech-
net zu einem Thema mit solch öffentlichem In-
teresse wie Hartz IV war keine Einwohnerfra-
gestunde vorgesehen. Erst eine Viertelstunde
vor Sitzungsbeginn gab es eine Reaktion, viel-
leicht wegen der Anwesenheit der zahlreichen
Demonstranten. Von der Einwohnerfragestun-
de machten diese dann auch reichlich Ge-
brauch. Acht Leute traten ans Mikrofon. Die
Antworten waren dann erwartungsgemäß sehr
durchwachsen (Seite 8). Über die Einwohner-
fragen und die Antworten darauf, war bisher in
der Presse nichts zu lesen, was beweist, daß es
keine ausgewogene Berichterstattung gibt.

Nach der Einwohnerfragestunde folgte ein
Bericht zur Einführung von Hartz IV, zu dem es
kaum Diskussion gab. Spannend wurde es erst
wieder bei der Debatte um die beiden Vorlagen
zur Einrichtung eines Beirates.

Mit Mehrheit wurde beschlossen, daß sich
der Landrat um die Einrichtung  eines Beirates

zur optimalen Umsetzung von Hartz IV küm-
mern solle. Das ist das Ergebnis der in der Sit-
zungspause geführten Konsensgespräche über
den PDS-Antrag. Dieser Beirat soll bei der Arge
– der Arbeitsgemeinschaft von Arbeitsagentur
und Landkreis – gebildet werden. Hier sollen
auch zwei Betroffenenvertreter aufgenommen
werden. Im Beirat wird es um die reine fach-
lich-sachliche Umsetzung von Hartz IV gehen.
Eine Interessenvertretung von Betroffenen hat
hier keinen Platz.

Diesem Ziel, nämlich eine Interessenvertre-
tung für Hartz IV-Betroffene zu schaffen, diente
die Vorlage von Grüne/Freie Wähler. Nach dem
Vorbild des Ausländerbeirates und des Seni-
orenbeirates sollte ein Gremium beim Land-
kreis geschaffen werden, in dem allein Betroffe-
ne vertreten sind, ihre Lage unter den Bedin-
gungen unter Hartz IV analysieren, ihre Inter-
essen artikulieren und Vorschläge für den
Landkreis im Interesse der Betroffenen machen
können. Diese Vorlage fand keine Zustim-
mung. Der Landrat faselte sogar etwas von
Grundgesetzwidrigkeit, die ihn zwingen würde,
einen eventuell gefaßten Beschluß aufzuheben.
Nur fünf Abgeordnete stimmten für diese Vor-
lage, nämlich die Einreicher. Völlig unver-
ständlich war, daß sogar die PDS-Fraktion die-
ser Vorlage keine Zustimmung gab, sondern
sich komplett der Stimme enthielt. Da kommen
sicher nicht nur bei mir Fragen auf (vgl. S. 13).

In einem Punkt entsprach der Sonderkreis-
tag dann doch noch unseren Erwartungen, in-
dem er einen Appell noch oben richtete, die
Grundsicherung Ost und West in gleicher Höhe
zu gewähren.

Fortetzung auf Seite 8

»Der Stadtverwaltung  solle ein Licht aufgehen«,
interpretierte Manuela Richter die zur 23. Mon-
tagsdemo am 24. Januar auf der Treppe des
Eberswalder Rathauses aufgestellten Kerzen. An
den beiden Säulen am Haupteingang wurden
Transparente angebracht: »Schluß mit dem Sozi-
alabbau« und »Wir kämpfen für unsere Zukunft in
Eberswalde«. 

Berichtigung
Irrtümlicherweise nannten wir in dem Artikel
»Neujahrsempfang der Arbeitslosen« (BBP
1/2005, Seite 7) Ute Frey als Autorin. Richtig ist,
daß die in dem Beitrag wiedergegebenen Wor-
te auf der 20. Montagsdemo am 3. Januar von
FRANK TÖPFER vorgetragen wurden. Der BBP-
Redakteur stülpt den Aschekübel über den
Kopf und bittet um Entschuldigung. G.M.
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Einwohnerfragen zum SonderkreistagHohn – Spitzenpolitiker »verdienen« unbe-
grenzt dazu. Die Stadt hat Grünanlagen bis-
her durch Fremdfirmen ausführen lassen,
jetzt setzt sie 1 Euro-Jobber ein. Festange-
stellte an der Kasse des Familiengartens wur-
den durch 1 Euro-Jobber ersetzt. Gibt es jetzt
in Eberswalde zwei Klassen von Arbeitsäm-
tern (Schicklerstraße ALG II – Bergerstraße
Arbeitslosengeld)? Gibt es nur drei Wochen
Urlaub? Warum nur zwei oder drei Monate
Laufzeit der Bescheide? Trägt das Arbeitsamt
die Kosten für Eigenheime? Herr Müller,
können Sie als gutverdienender Westimport
mit dieser Aufgabe noch ruhig schlafen? Ein
Demonstrant schlug dem Chef der Arbeitsa-
gentur vor, er solle durch seine Mitarbeiter
Analysen erarbeiten lassen und über seine
Vorgesetzten noch oben geben,damit die wis-
sen,wie’s unten aussieht. 

Die Antworten beschränkten sich meist auf
die Erklärung der gesetzlichen Regelungen.
Unmutsäußerungen unterbrachen öfters die
Antworten. die Demonstranten skandierten
»Hartz IV muß weg«. Doch wollen die Mon-
tagsdemonstranten im Gespräch bleiben.

22. Montagsdemo am 17.1.
Rund 135 Demonstranten versammelten

sich am 17. Januar auf dem Marktplatz. Frank
Töpfer zählte am Mahnfeuer die sozialen
Grausamkeiten auf, deren gesetzliche Grund-
lagen symbolisch in die Flammen geworfen
wurden. Albrecht Triller trug ein »Argument
der Woche« vor. Er beschäftigte sich mit der
Rolle des Ombudsrates »Grundsicherung für
Arbeitssuchende« (Seite 10). Ute Frey infor-
mierte über die Hartz IV-Kreistagssondersit-
zung am 19. Januar. Damit reagiere der
Kreistag auf eine der Forderungen der
»Eberswalder Montagsdemo«. Eine einstün-
dige Demonstration führte über die Eisen-
bahnstraße an der Agentur für Arbeit vorbei
ins Leibnizviertel. Wie immer gewaltfrei,
aber lautstark mit Musik und Protestrufen.

23. Montagsdemo am 24.01.
Manuela Richter begrüßte etwa 90 Demon-

stranten,die trotz Kälte und Schnee zur 23.
Montagsdemo kamen und sich um das Holz-
feuer gruppierten. Ralf Jahnke sang das Ein-
heitsfrontlied von Ernst Busch. Ein-Euro-
Jobs sollen freiwillig sein, wiederholte Rolf
Richter seine Forderung der Einwohnerfrage-
stunde des Sonderkreistages. Die Stadt versu-
che, kritisierte Frank Töpfer, mit Gebühren-
erhöhungen ihren Haushalt zu Lasten der
Bürger zu sanieren. Die geplante Anhebung
der Tierparkeintrittspreise sei der neueste
Versuch. Albrecht Triller ging auf den Verlauf
und die Ergebnisse des Sonderkreistages zu
Hartz IV ein. Bevor Ralf Jahnke am Feuer
weitere Lieder zur Gitarre vortrug, gingen die
Demonstranten über die Straße und stellten
Kerzen auf die Rathaustreppe. Die Kerzen
sollten den Zusammenhang zu den Montags-
demos 1989 herstellen. 

Eberswalde (at/bbp). Scheinbar überzeugte erst
die Präsenz der vierzig »Montagsdemonstran-
ten« vor dem Kreistag die Verantwortlichen
von der Notwendigkeit, auch den Sonderkreis-
tag mit einer Einwohnerfragestunde zu begin-
nen. Diese machten dann auch reichlich Ge-
brauch von dem Angebot.
In der Uckermark seien Empfänger von ALG
II bereits aufgefordert worden,sich billigeren
Wohnraum zu suchen,stellte Manuela Richter
fest. Ministerpräsident Platzeck lehnte gene-
relle Regelungen, wie viele Quadratmeter
Wohnraum einem Bezieher von ALG II zu-
stünden,ab. »Was betrachtet der Landkreis
Barnim als angemessenen Wohnraum?«,fragte
sie. »Werden ebenfalls ALG II-Bezieher zur
Suche nach billigerem Wohnraum aufgefor-
dert? Entstehen im Barnim zukünftig Armen-
viertel?« Landrat Bodo Ihrke antwortete, daß
es ein Vorgehen,wie in der Uckermark nicht
geben werde. Es müsse jeder Einzelfall indivi-
duell geprüft werden.

Schon auf der ersten Eberswalder Montags-
demo am 23. August 2004,erinnerte Ute Frey
den Kreistag, wurde die Bildung von Betroffe-
nenbeiräten von Arbeitslosen und Sozialhilfe-
empfängern im Kreis, in den Städten und Ge-
meinden gefordert. Fast ein halbes Jahr dauer-
te es,bis diese Forderung in den Kreistag ge-
langte. Dabei hatte Sozialminister Baaske in
der MOZ bereits am 20. September die Idee
begrüßt, in Eberswalde einen Arbeitslosenbei-
rat an der Umsetzung von Hartz IV zu beteili-
gen. »Aber das war vor der Wahl«, so Ute
Frey. Sie fragte: »Warum hat sich bisher kein
Kreistagspolitiker mit den Organisatoren der
Eberswalder Montagsdemo in Verbindung ge-
setzt,um Standpunkte und Probleme kennen zu
lernen? Ist die Meinung der Bürger für die Po-
litiker nur am Wahltag von Interesse?« Ihrke
erklärte, er kenne die Positionen und Forderun-
gen der Eberswalder Montagsdemo. Wenn es
Erwartungen an ihn gebe, so sollten Fragen ge-
sammelt und ein Termin mit ihm gemacht wer-
den,dann werde er sich damit befassen.

Albrecht Triller fragte, wieso der Landrat,
der Kreistagsvorsitzende und die Vorsitzenden
der Fraktionen bis auf Margitta Mächtig (PDS)
die Einladung zum Neujahrsempfang der
»Eberswalder Montagsdemo« ignoriert hatten
und weder Vertreter noch eine Absage ge-
schickt hatten. Triller zitierte aus der Presseer-
klärung:Die »Eberswalder Montagsdemo« be-
wertet »dies als Ausdruck fehlender Bereit-
schaft, sich für die Interessen der großen
Gruppe von Arbeitslosen und Sozialhilfeemp-
fänger einzusetzen.« Bodo Ihrke sagte, an die-
sem Termin sei er verhindert gewesen. Aber
selbst wenn er Zeit gehabt hätte, wäre er nicht
zum Neujahrsempfang erschienen,weil er dort
Redeverbot gehabt hätte. Gefragt, ob er reden
darf, hat er aber auch nicht.

»Wir hören immer wieder«,so Bernd Pom-
raenke zur Einwohnerfragestunde, »unsere

Proteste richteten sich an die falsche Stelle.
Stadtverordnete und Kreistagsabgeordnete
hätten keine Kompetenz in Sachen Hartz IV.
Das sei Sache des Bundes. In der DDR war
zum Schluß auch nur noch das Politbüro
schuld. Alle anderen waren nur Erfüllungsge-
hilfen. Mit der Aussage, der Bund wäre für
Hartz IV zuständig, machen Sie sich ebenfalls
zu Erfüllungsgehilfen - und zwar zu Erfül-
lungsgehilfen einer falschen Politik.« Die Ab-
geordneten könnten ihre und die Meinung der
Bürger des Landkreises zum Ausdruck bringen
und von ihren Parteioberen eine andere Politik
fordern. So wie Ministerpräsident Platzeck,
der gleiche Grundsicherung in Ost und West
fordert und für angemessenen Wohnraum ein-
tritt. »Positionieren Sie sich ebenfalls im Sinne
Ihrer Wähler und fordern Sie eine Korrektur,
besser noch eine Rücknahme von Hartz IV.
Hartz IV bringt keine Arbeitsplätze, löst kein
Problem, sondern stürzt Millionen unumkehr-
bar in Armut und macht sie zu Menschen drit-
ter Klasse. Machen Sie sich dabei nicht zu Er-
füllungsgehilfen.« Der Vorsitzende des Kreis-
tages Wilfr ied Bender (CDU) meinte, er könne
keine Frage in den Ausführungen erkennen.
»Dies war ein Appell«,erklärte Bernd Pomrae-
nke. »Die Einwohnerfragestunde«,so Bender
darauf, »ist dazu da Fragen zu stellen«. Womit
der Vorsitzende mangelnde Kenntnis der Land-
kreisordnung erkennen ließ. Peinlich! Erst
Zwischenrufe aus dem Publikum mußten ihn
belehren: »Falsch! Siehe Gemeindeordnung
und Landkreisordnung. Dort steht:Es können
Fragen gestellt,Meinungen geäußert und Vor-
schläge gemacht werden.« Im Verlauf der Sit-
zung faßten die Abgeordneten dann doch noch
den Beschluß, auf eine Angleichung der
Grundsicherung Ost und West hinzuwirken.

Erika Klatte fragte den Landrat, ob das im
Jahre 1998 eingerichtete Sozialticket für Ar-
beitslose nach der Einführung des ALG II wei-
ter gewährt wird und regte an,Arbeitslosen
nicht nur die Monatskarte sondern auch Ein-
zelfahrten zum halben Preis anzubieten. Diese
Frage wolle er mitnehmen und mit den ent-
sprechenden Stellen beraten, erklärte Landrat
Ihrke. 

Rolf Richter fragte, ob die Kreisverwaltung
bei 1-Euro-Jobs im eigenen Bereich, nur Frei-
willig e akzeptieren wolle. Zwangsarbeit sei in
Deutschland mit der Einführung des BGB im
Jahr 1900 abgeschafft worden. Desweiteren
fragte er, ob die Personalvertretung auch die
Interessen solcher ALG-II-Empfänger vertre-
ten würde. Der Landrat machte dazu allgemei-
ne Bemerkungen,ohne jedoch auf die Fragen
einzugehen. Selbst auf die nochmalige Wort-
meldung  Rolf Richters: »Ich habe zwei klare
Fragen gestellt und möchte zwei klare Antwor-
ten haben«,beließ es der Landrat bei allgemei-
nen Floskeln. Er sprach von der Einhaltung ge-
setzlicher Vorgaben aber nicht zu den gestell-
ten Fragen...



Wir begrüßen die Initiative der PDS-Frakti-
on, daß dieser Sonderkreistag zustande kam.
Auch unsere Fraktion hält das heutige Thema
»Beirat« im Zusammenhang mit der Hartz-IV-
Problematik für außerordentlich wichtig. Wir
wollen uns aber nicht mit zwei Betroffenen im
Beirat begnügen. Zu den Ausführungen von
Herrn Tonndorf (SPD) ist zu bemerken: Wir
widersprechen Ihren Ansichten von einem Be-
troffenenkreis, der nicht den gleichen gesell-
schaftlichen Rang wie die bereits bestehenden
Beiräte erhält. Die Betroffenen gehören nicht
an den Katzentisch, sondern sollen in Augen-
höhe mit dem Kreis agieren. Es geht um die
Würde der Betroffenen.

Bei unserem Beschlußantrag zur Bildung ei-
nes Beirates für Arbeitslose und Sozialhilfe-
empfänger handelt es sich um einen gänzlich
anderen Beschlußantrag als um den der PDS-
Fraktion. Der Unterschied
ergibt sich aus so sehr ver-
schiedenen Grundver-
ständnissen. Er ergibt sich
aus den divergierenden An-
sichten zur Zielstellung
und zur Zusammensetzung
des Beirates. Dieser Unter-
schied ist aus unserer Sicht
so erheblich, daß noch
nicht einmal von alternati-
ven Beschlußvorlagen ge-
sprochen werden kann.
Unsere Vorlage steht also
für sich. Sie ist durch den
besonderen Blick auf den
gesellschaftlichen Rang
des Beirates,auf die zu be-
achtende Würde der Hartz-IV- Betroffenen und
auf die Wahrnehmung der Betroffenen durch
die Nichtbetroffenen gekennzeichnet. Sie
berücksichtigt vor allem auch die einseitige
Belastung der Betroffenen durch ein in den
Grundzügen mißratenes Reformprojekt.

In einem Beirat nach unserer Vorstellung
müssen die Betroffenen zumindest dominie-
ren. Denn verständlicherweise werden die ent-
scheidenden Hinweise auf die veränderten Le-
bensbedingungen unter der Hartz-IV-Gesetz-
gebung für die Betroffenen,einschließlich ih-
rer Angehörigen, Lebenspartner und Kinder
von den Betroffenen selber ausgehen. Dabei
darf auch nicht die kulturelle Betroffenheit,ich
nehme nur einmal das Stichwort Sozialpaß,
außer Acht gelassen werden. Aus einem sol-
chen Betroffenenbeirat gehen dann auch Anre-
gungen zur Korrektur der Reform aus,und
zwar von denen,die das größte Interesse an ei-
ner Reformkorrektur haben. 

Es muß ein Beirat sein,in dem nicht über die
Betroffenen,sondern mit den Betroffenen ge-
sprochen werden kann. Ein Beirat, in dem die
Betroffenen nicht nur Sitz, sondern auch be-
schließende Stimme haben. Und es muß ein

Beirat sein von gleichem gesellschaftlichen
Rang, wie ihn auch die anderen bereits beste-
henden Beiräte besitzen. Was einem Senioren-
beirat oder einem Ausländerbeirat zugestanden
wird, auf gleicher Augenhöhe mit dem Kreis
zu sprechen, muß auch einem Beirat von
Hartz-IV-Betroffenen zugestanden werden.
Hier sollten keine Unterschiede gemacht wer-
den. Hier geht es um die Würde der Betroffe-
nen. In Vorgesprächen zu diesem Sonderkreis-
tag wurde mir entgegen gehalten:Ja, wieviele
Beiräte sollen wir denn noch gründen? Wir ha-
ben ja schon so viele. Diese formale Frage
wird aber dem Ernst der Situation nicht ge-
recht. Es geht nicht darum, ob wir ein, zwei
drei oder noch mehr Beiräte haben.

Es geht um die Lebenssituation von weit
über 10.000 Arbeitssuchenden zuzüglich der
nicht arbeitsfähigen Sozialhilfeempfänger im

Kreisgebiet, die sich gegen ein Regelwerk an-
stemmen müssen,das ihnen gewaltig zusetzt.
Und zwar ihnen als einzige Bevölkerungsgrup-
pe, während andere gesellschaftliche Gruppen
sich entspannt zurücklehnen können,weil ih-
nen keine Einkommensbeschneidungen zuge-
mutet werden,ja in vielen Fällen sich ihre Le-
benslage sogar noch verbessert. Wer die be-
troffenen in ihrer bedrängten Situation wahr-
nimmt, wer ihnen die Würde und die Gleich-
stellung im Zusammenhang mit anderen Beirä-
ten nicht nehmen will,der wird die Frage nach
der Anzahl von Beiräten nicht stellen. Im Übri-
gen wurde diese Frage bei der Bildung der an-
deren Beiräte offensichtlich auch nicht gestellt.

Um es noch einmal deutlich zu formulieren:
Fast täglich wird den Betroffenen unter die
Nase gerieben,daß sie sich einschränken sol-
len, andere aber nicht. Da gibt es Westimporte
mit Buschzulage, die dann den Betroffenen er-
klären,daß sie nun den Gürtel enger schnallen
sollen,während sie selbst infolge Buschzulage
den Leibriemen weiter machen konnten. Das
schafft Ärger. Abgesehen davon,daß unter un-
seren Arbeitslosen vor Ort, unter denen sich so
viele Qualifikationen,Berufe, Fähigkeiten und

Kenntnisse befinden,sicherlich auch einer ge-
funden hätte, der diese Stelle auch ausgefüllt
hätte. Da verlangt ein Generalsekretär Laurenz
Maier im Fernsehen,das alle den Gürtel enger
schnallen müssen,er selbst aber ist infolge Ne-
benverdienst nicht mit dabei. Auch das schafft
Ärger. Da erhalten bei wirksam werdender Ab-
senkung des Spitzensteuersatzes die gut Ver-
dienenden ein Steuergeschenk,worauf gestern
in der Sendung »Klipp und Klar« die Bundes-
tagsabgeordnete Petra Pau vom Bundestag
selbst hinwies. Da verschweigen Abgeordnete
ihre ohne Arbeitsleistung erhaltenen Neben-
verdienste, dürfen diese einbehalten und gelten
offenbar nicht als Schwarzarbeiter.

Diese wenigen Beispiele zeigen,daß es mit
der angeblichen Zielstellung von Hartz IV um
das Aufspüren von ungerechtfertigtem Lei-
stungsempfang und von allgemeiner Ein-
schränkung so weit nicht her ist. Hier wird die
Schieflage des Gesetzes deutlich. Nur eine
ausgewählte Gruppe der Bevölkerung soll die
Lasten einer Reform tragen. Eine Korrektur
von Hartz IV zu bewirken, hierzu werden die
Betroffenen vor allem das größte Interesse ha-
ben. Das Erfordernis einer Korrektur sollten
wir alle erkennen. Geben wir mit einem Beirat
der Betroffenen für die Betroffenen hierfür
eine organisatorische Voraussetzung in Würde.

Daß aus diesem Beirat von Betroffenen kein
Jubel über die Hartz-IV-Gesetzgebung erschal-
len kann,liegt auf der Hand. Es kann sich nur
um kritische Hinweise von helfender Qualität
handeln. Eines aber können wir dabei von den
Betroffenen nicht verlangen, daß sie ein aus-
nahmslos gegen sie gerichtetes Gesetzeswerk
widerspruchslos und demutsvoll hinnehmen
und ohne Hinterfragen auch noch umsetzen:
Denn nur die allerdümmsten Kälber wählen
ihre Metzger selber. Aber auch andere Ziele
von Hartz IV erweisen sich als unrealistisch.
Daß Hartz IV keine Arbeitsplätze schaffen
kann,das hat man nun endlich eingestanden.
Daß aber so viele Ein-Euro-Jobs,wie benötigt
und von Betroffen gewünscht, gar nicht vor-
handen sind, das einzusehen,scheint noch
manche Schwierigkeit zu bereiten. Auch die
zeitliche Rangfolge, welcher Hartz-IV-Betrof-
fenene einen Ein-Euro-Job erhalten kann,
scheint unklar. Im Augenblick sind wohl die
Unter-25-Jährigen dran,Behinderte aber müs-
sen noch warten.

Wenn ich einige Mängelpunkte hier nenne,
so nur deshalb, um die Einrichtung eines Bei-
rates für Arbeitslose und Soziahilfeempfänger
in dem Sinne, wie wir es meinen,als notwen-
dig zu begründen. Die Diskussion über die
Schieflage von Hartz IV folgt erst später. Wir
wollen heute, daß ein solcher Beirat der Be-
troffenen, gleichgestellt mit den anderen
Beiräten,gegründet wird. 

Dr. GÜNTHER SPANGENBERG, 
Kreistagsfraktion Grüne/Freie Wähler
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Betroffene nicht an den Katzentisch

Am 18. Januar nahmen dreizehn Freunde von der »Eberswalder Montagsdemo«
in Prenzlau an der Sendung »Klipp und Klar« des RBB teil. Thema war: »Arbeits-
los: Wohnung los? Jetzt wird Hartz umgesetzt.«
Eine Woche später, am 25. Januar, saß Ute Frey von der »Eberswalder Montagsde-
mo« sogar mit im Podium der Sendung »Klipp und Klar«. Thema der Sendung:
»Gläserne Arbeitslose, gierige Abgeordnete – Nebeneinkünfte von Politikern verbie-
ten?« Ute Freys Aussage: »…ich muß jeden Cent offenbaren«.
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Aktuelles Argument:

Der Obudsrat
Am 11. Januar traf sich der Ombudsrat

»Grundsicherung für Arbeitssuchende«:4000
Menschen riefen beim Ombudsrat an,1000 ba-
ten schriftlic h um Hilfe. Dies wären weit weni-
ger als erwartet,meldeten die Medien. 

Was ist dieser Ombudsrat? Es soll ein Gre-
mium sein,das Ungerechtigkeiten bei der Ein-
führung von Hartz IV verhindern helfen soll.
Die Idee wurde auf dem Höhepunkt der Pro-
testbewegung gegen Hartz IV geboren. Es soll
den Anschein erwecken,als könnten so Unge-
rechtigkeiten vermieden werden. Aber ist nicht
das ganze Hartz IV-Gesetz eine schreiende Un-
gerechtigkeit? Daran ändert auch der Ombuds-
rat nichts. Er spielt nur eine Alibir olle.

Der Begrif f Ombuds kommt aus dem
Schwedischen. Ombudsleute sind Vertrauens-
leute. Wessen Vertrauen genießen sie? Wer hat
sie eingesetzt? Sie genießen das Vertrauen de-
rer, die das Gesetz gemacht haben. Sie wurden
eingesetzt vom Superminister Clemens. Alles
was die »Vertrauensleute« dürfen ist, Herrn
Clemens Vorschläge zu machen. Man kann
Ombuds aus dem Schwedischen im konkreten
Fall am besten so übersetzen: »OhnMächtige
Behörde Unseres Durchtriebenen Supermini-
sters«. Und wer sitzt im Ombudsrat? »Drei
Wächter für Hartz IV« titelte die Süddeutsche
Zeitung. Exfamilienministerin Christine Berg-
mann,Ex-Gewerkschaftsboß Hermann Rappe
und »Ex-König von Sachsen« Kurt Bieden-
kopf. Dazu ein Foto mit lächelnden Gesich-
tern. Die haben alle gut lachen. Überversorgte
Ex-Politiker, die wohl kaum etwas davon wis-
sen,wie man mit 331 Euro Grundversorgung
auskommen kann. Man darf sicher sein,daß
diese drei Herrschaften ihren Zusatz-Job nicht
für 1 Euro die Stunde erledigen. Dieser Om-
budsrat ist mindestens auf einem Auge blind –
und Blinde bestellt man nicht zu Wächtern. 

5000 Eingaben sind weit weniger als erwar-
tet? Das heißt doch: Man weiß,daß das Gesetz
unsozial ist und Widerspruch hervorrufen muß.
Trotzdem hat man es gemacht und mit dem
Ombudsrat ein Ventil für den Frust der Leute
geschaffen. Aber so blöd sind die Menschen
nun doch nicht. Nicht Eingaben beim Ombuds-
rat helfen, sondern nur die Widersprüche bei
der Arbeitsagentur haben rechtliche Bedeutung
– und da sind es allein im Barnim 1.300 Wider-
sprüche (bei 10.500 Betroffenen). Neben den
individuellen sind es auch die verfassungs-
rechtlichen Gründe, die es notwendig machen,
in jedem Falle Widerspruch Noch wichtiger ist
es aber, wir bleiben auf der Straße. Schon al-
lein, daß wir immer noch auf der Straße sind,
wenn auch nur mit wenigen Leuten,tut den
Regierenden jeden Tag mehr weh. Wir sollten
Ombuds für uns am besten so übersetzen:
»Ohne Montagsdemonstrationen Bleibt Uns
Diese Scheiße«.

ALBRECHT TRILLER

Sie tun nur ihre Arbeit
Brief an den Eberswalder Agenturleiter für Arbeit

Sehr geehrter Herr Müller, als Teilnehmer
und Hörer der Eberswalder Montagsdemo vom
10. Januar möchte ich Ihnen im Nachklang fol-
genden Gedanken zukommen lassen:

Während der politischen Wende 1989 in der
DDR bin ich insbesondere auch auf die Straße
gegangen, weil es für mich als DDR-Bürger
und Christ unerträglich war, daß so viele Kader
des Staates (wie wir sie nannten) sich immer
darauf berufen hatten, nur die Gesetze der
DDR umzusetzen oder auszufüllen. Wir haben
damals gespürt, daß Funktionäre und Staatsbe-
amte das eigene Denken aufgegeben  hatten.
Ich könnte Ihnen darüber lustige und traurige
Geschichten erzählen.

Eine kleine Begebenheit möchte ich Ihnen
erzählen: Ich ver-
weigerte als
Schüler der 9. Klas-
se das Schießen im
Wehrkundeunter-
richt. Mein Lehrer
teilte mich darum
dazu ein, die
Schießscheiben
einzusammeln. Auf
dem Weg zu den
Scheiben und unter
vier Augen sagte

mir der Lehrer:Weißt du Hartwin, ich bin auch
gegen das Schießen,aber ich muß ja hier mit-
machen… 

Es waren gerade diese Begebenheiten der
(Lebens-)Lügen,die ein Ende haben mußten. 

Am Beginn des Jahres 2005 höre ich in der
Schicklerstraße von Ihnen nun folgende Ge-
dankengänge:Sie seien ja auch nicht mit allem
einverstanden,was da zu Hartz IV erlassen
wurde, aber es müsse durch Sie eben umge-
setzt werden.

Wofür, Herr Müller, bin ich eigentlich 1989
auf die Straße gegangen? Wofür hat man mich
im Juni 1989 eigentlich verhaftet? Dafür, daß
nun wieder Staatsbeamte nur ihre Arbeit tun?
Sie haben die entscheidende Frage am Montag
so beantwortet,wie sie auch jeder DDR-Funk-
tionär beantwortet hätte:Auf die Frage, daß die
Arbeitsämter geschlossen Widerstand leisten
könnten,haben sie mit ihrer Loyalität gegenü-
ber dem Gesetzgeber geantwortet. Darum habe
ich beschlossen,weiterhin an den Montagsde-
mos teilzunehmen und einzuklagen,daß nie wie-
der Menschen zu Erfüllungsgehilfen werden.

Ich wünsche Ihnen Mut und Rückgrat, de-
mokratisches Verständnis in diesem Land, und
wenn Sie es ernst meinen,die Zeit für eine
konstante Teilnahme an den Montagsdemos.

HARTWIN SCHULZ

Wenn dein Gehirn eine Weide wär...
...dann würden die Schafe verhungern. Das

würde ich dem Menschen entgegnen, der in
der Sonderkreistagssitzung am 19. Januar ver-
suchte, die Fragen der von Hartz IV Betroffe-
nen zu beantworten. Dieser Mensch nannte
sich Herr Ihrke und soll Landrat sein. 

Mir ist diese Person,die absolut farblos,un-
scheinbar und völlig unbeleckt ist von jegli-
cher Erkenntnis aber auch von jeglicher Fähig-
keit, neue Erkenntnisse aufzunehmen,völlig
unbekannt und im Grunde auch völlig egal –
wenn nicht hinter seiner Funktion im Kreis
Barnim solche Machtbefugnis stehen würde.

Ich schreibe diese Zeilen,nachdem ich von
der Kreistagssitzung zurückgekehrt bin, der
ich auf Empfehlung der Montagsdemonstran-
ten gegen Hartz IV beiwohnte.

Als gelernter DDR-Bürger, und bis kurz vor
der Wende auch »Regimetreuer«,habe ich ja
viel mitbekommen, wie man Stimmen und
Meinungen bekommt.  Aber was dieser kurze
Teil der Sitzung, an dem ich es aushielt teilzu-
nehmen,an Unterwürfigkeit und Regimetreue
gegenüber »Deutschland« bei den Abgeordne-
ten gezeigt hat, sucht auch in DDR-Zeiten an
Beispielen.

Der Versammlungsleiter verwies immer
wieder darauf, daß jegliche Beifallskundge-
bung und Unmutsbekundungen, die übrigens
nur aus der Reihen der Gäste kam,nicht in  der

Tagesordnung beschlossen sei und deshalb im
Sinne der Demokratie zu unterbleiben habe.
Versuchte er sich damit aus seiner Verantwor-
tung zu stehlen?

Die Antworten der Herren  Politiker aus dem
Präsidium lauteten im wesentlichen so:»Die
Rolle der Bedeutung im Lichte der Erschei-
nung bei voller Beleuchtung im Dunkel der
Nacht« – also echt sozialdemokratisch mit
vollster und tiefster Überzeugung streben wir
zu einem  »VIELLEICHT«. Alle Antworten,
die vom Präsidium kamen sagten aus – ich
übersetze es so,wie ich es verstanden habe:Ihr
Bürger, Wählertrottel, ihr seid doof.

Deshalb mein Versprechen an Landrat Ihrke,
Bürgermeister Schulz und wie Ihr alle heißt:
Von mir bekommt Ihr nichts freiwillig , bevor
ihr nicht mindestens 12 Monate vom ALG II,
also von 331,00 Euro (in Worten:Dreihundert-
einundreißig) gelebt habt, ohne auch nur einen
Pfennig oder, wie es heute heißt,Cent mehr zu
bekommen.

Eine einzige Ausnahme gab es auf dieser
Kreistagssitzung:Die Fraktionsvorsitzende der
PDS Margitta Mächtig. Sie war die einzige
Abgeordnete, die sich bereit erklärte mit Ver-
tretern der Betroffenen persönlich zu reden,
weil ja die Probleme zu vielschichtig sind.
Dafür Danke.

UDO MARKMANN

Agenturleiter Heinz-Wilhelm
Müller spricht am 10.1. mit
den Montagsdemonstranten.



b pb !b e o b a c h t e t

11

Besser als Rumsitzen
von Claudia von Zglinicki

Seit Januar müssen alle, die Arbeitslosengeld II bekommen, jede »Arbeitsgelegenheit«
annehmen. Aber schon Ende 2004 arbeiteten die Ersten für nur einen Euro pro Stunde –
freiwillig, ohne Arbeitsvertrag. Im brandenburgischen Eberswalde zum Beispiel.

Mit den Löwen durfte Oliver Wiegleb nicht
fotografiert werden, damit niemand auf die
Idee kommt,er arbeite mit Tieren. Er war zwar
im Zoo beschäftigt, aber es war ein Ein-Euro-
Job (in Eberswalde 1,10 Euro), der zusätzlich
sein muß. Die Arbeit eines Tierpflegers durfte
Oliver also nicht machen. Dabei würde er am
liebsten genau das tun. Tierpfleger werden –
keine Chance für ihn. Bisher hat er auch keine
auf einen anderen Ausbildungsplatz. 

Gearbeitet hat der 24jährige nach der Schule
immer mal wieder, kurzzeitig. Und nun drei
Monate im Zoo. »Der größte Witz«, sagte er
und meinte die Dauer, von Oktober bis Silve-
ster und exakt 3,25 Stunden am Tag. Aber:»Es
ist wunderbar hier und die Leute sind alle gut
drauf.« Niemand von den 17 Frauen und Män-
ner widersprach. Als der Anruf von der Arbeit-
sagentur gekommen war, hatten sie alle sofort
zugestimmt. »Jederzeit wieder«, sagte die
36jährige Elke Fiebig, die Maschinenfahrerin
in einer Molkerei war, bis der Betrieb Anfang
der 90er Jahre als Erster in Eberswalde ge-
schlossen wurde. 

Ein-Euro-Job oder Rumsitzen 
Im Laufe der Jahre hatte die junge Frau

mehrere ABM-Stellen. Zuletzt war sie lange
arbeitslos. Sie arbeitet gern draußen,sitzt nicht
gern zu Hause rum. Auch ihr Mann würde ei-
nen Ein-Euro-Job sofort nehmen. »Das würde
jeder im Osten«,fügte der Fliesenleger Olaf
Braun hinzu. Die Arbeitslosigkeit in Eberswal-
de lag Ende November 2004 bei 22,8 Prozent. 

Elke rechnete vor, daß sie im Zoo rund 70
Euro pro Monat verdiente, zusätzlich zur Ar-
beitslosenhilfe von 390 Euro. ALG II hatte sie,
wie ihre Kollegen, längst beantragt, aber noch
keine Antwort bekommen. Im Zoo fühlte sie

sich wohl, nur: Hoffnung auf eine Verlänge-
rung oder gar eine feste Stelle mit einem Lohn,
von dem sie leben kann,hat sie nicht mehr. 

»Deshalb akzeptiert sie diese Art von Aus-
beutung«, knurrte Carsten Zinn, selbst er-
werbslos und ehrenamtlich bei ver.di aktiv. Als
er erfuhr, daß Uwe Schoknecht, Bürgermeister
der Gemeinde Schorfheide, als Erster in der
Region um Eberswalde Ein-Euro-Jobs anbie-
ten würde, redete Zinn in seiner Empörung so-
gar von Arbeitsdienst. Doch die Freiwilligen,
die eine »Arbeitsgelegenheit« suchten,rannten
dem Bürgermeister fast sein Büro ein. 16 Men-
schen bekamen 2004 in der großen, finanz-
schwachen Gemeinde Schorfheide Ein-Euro-
Jobs – auf dem Schulhof, in der Kita und im
Tourismusbüro, beim Heckenschneiden und
Aufräumen. Man sieht es dem gepflegten Ort
an. Die Forstwirtin Margit Tolle hat daran An-
teil. Sie ist auf dem Bauhof eingesetzt,wo es
seit Oktober sechs Ein-Euro-Jobs gibt. Von
ihrem Arbeitsberater war sie vorher meist seuf-
zend empfangen worden:»Sie schon wieder...«  

Sechs Monate können Margit Tolle und ihre
Kolleginnen auf dem Bauhof bleiben. Und
dann? Kommen Andere. Der Bürgermeister
befürchtet,daß Leute, die nur unter Druck Ein-
Euro-Jobs übernehmen,nicht so gut sind wie
die motivierten Freiwilligen. Aber Personal-
wechsel ist vorgeschrieben,ebenso wie Quali-
fizierung für die Beschäftigten. Die bietet je-
doch weder der Eberswalder Zoo noch die Ge-
meinde Schorfheide. 

Lohndumping
Ob eine Arbeit zusätzlich getan wird, ist oft

schwer zu entscheiden. Unter denen,die schon
Ende 2004 für 1,10 Euro im Eberswalder Zoo
gearbeitet haben,waren zwei Maurer und ein
Fliesenleger – »klar, dadurch nehme ich klei-
nen Unternehmen Arbeit weg«, räumte Zoodi-
rektor Bernd Hensch ein. »Aber wir brauchen
jede Hilfe und sind froh,daß die Mitarbeiter so
zuverlässig sind. Natürlich haben sie Proble-
me mit dem Selbstvertrauen. Wer nicht arbei-
tet, ist nichts wert, so wird doch gedacht. Wir
beziehen sie hier richtig ein. Es geht doch auch
darum,daß sie ihrem Leben mehr Sinn geben.
Aber eine Vermittlung auf den ersten Arbeits-
markt über Ein-Euro-Jobs – das wird nichts.« 

So denkt auch die Erzieherin Adelheid Bier-
ing, eine Ehrenamtliche in der ver.di-Erwerbs-
losenarbeit. Sie weiß auch, »daß die Kollegen
mich als Lohndrücker ansehen würden,wenn
ich so einen Job hätte«. Trotzdem würde sie
für einen Euro pro Stunde arbeiten,in ihrem
Beruf, im Zoo,überall.
aus ver.di PUBLIC 2/2005, mit freundlicher Genehmigung.

Gefahr oder Chance
Ein-Euro-Jobs sind »Arbeitsgelegenheiten« für
die Empfänger/innen des Arbeitslosengelds II,
ohne Arbeitsvertrag und gegen eine Mehrauf-
wandsentschädigung von ca. einem Euro pro
Stunde. Bei höchstens sechs Stunden Arbeit
pro Tag bleiben den Beschäftigten netto rund
65 Euro im Monat. Seit 1. Januar müssen Ein-
Euro-Jobs angenommen werden. Kritiker wie
die Erwerbslosen bei ver.di sprechen deshalb
von »Workfare« – Arbeitszwang. 
ver.di bewertet die Jobs differenziert: Sie kön-
nen eine Brücke ins Arbeitsleben sein, bergen
aber Gefahren. Es entsteht der Anreiz, reguläre
Beschäftigungen abzubauen und durch Ein-
Euro-Jobs zu ersetzen. Auf das Lohngefüge
wird Druck ausgeübt. Viele Erwerbslose wer-
den durch Ein-Euro-Jobs aus der Statistik her-
ausfallen. Die Qualität von Arbeit im Dienstlei-
stungsbereich kann sich verschlechtern.

Schnellschuß Bildungsgesetz 
Eberswalde (bbp). Ende vorigen Jahres formu-
lierte die Eberswalder Stadtverordnetenver-
sammlung einen Brief an den Minister für Bil-
dung, Jugend und Sport und die bildungspoliti-
schen Sprecher der drei Landtagsfraktionen
SPD, CDU und PDS. Bis auf Uta Behr von der
CDU unterzeichneten alle Fraktionsvorsitzen-
den der StVV den Brief.

»Der Weg, den Landesregierung und Land-
tag zur Gesetzesänderung gehen wollen«,
heißt es in dem Brief, »muß überdacht werden.
Die zur Zeit herrschende Misere ist doch nicht
durch Zeitdruck und unüberlegtes Herangehen
lösbar, der zukünftige Weg unseres Bildungs-
wesens darf keine neuen Fehler gestatten. Ist
dazu das angeschlagene Tempo geeignet?«
Auf den Rat und die Mitwirkung der Betroffe-
nen werde verzichtet. Die Lehrer hätten »zum
Teil bis heute keine Kenntnis von Inhalt und
Auswirkungen der Änderungen« erhalten.
»Herrscht im Land über das Schulgesetz
Schweigepflicht?« Die Stadtverordneten for-
dern ein Schulgesetz,welches »den Kindern
Brandenburgs und ihrer Entwicklung mit glei-
chen Chancen für alle dient«,das Mitsprache-
recht der Betroffenen garantiert, Initiative und
Wettbewerb zwischen den Schulen fördert, ei-
nen möglichst langen Unterricht im Klassen-
verband garantiert, für alle Schüler durchlässig
bis zum Abitur bleibt, die freie Schulwahl ohne
Einschränkung und finanzielle Auswirkung für
die Familien gestattet und der Bildungsmisere
ein Ende setzt,indem alle Schüler in jedem
Bildungsgang Förderung erhalten. Geantwor-
tet hat bisher die bildungspolitische Sprecherin
der PDS-Fraktion Gerrit Große:

Das Anliegen, das Sie in Ihrem Brief vorbrin-
gen, halten wir für überaus berechtigt und wir
teilen Ihre Sorgen, Vorbehalte und Einwände
voll und ganz. Ihrem Protest schließen wir uns
an. Die PDS-Fraktion hat sich... intensiv für die
Zusammenlegung von Gesamt- und Realschule
zu einer integrativ geführten Schule, in der min-
destens bis zur 8. Jahrgangsstufe alle Schüler
gemeinsam lernen, eingesetzt. Uns ist es wich-
tig so viele Schulstandorte wie möglich zu er-
halten, um die Wohnortnähe der Schulen für
unsere Kinder zu sichern. Die soziale Herkunft
darf nicht länger den Bildungsweg junger Men-
schen bestimmen. Wir halten es für dringend
nötig, die Rahmenbedingungen für eine Er-
höhung der Qualität des Unterrichts zu verbes-
sern. Dazu haben wir einen eigenen Gesetzent-
wurf eingebracht, der den Erhalt von möglichst
vielen Schulstandorten, die Einführung einer
integrativen Sekundärschule, die Verringerung
der Klassenfrequenzen, ein hohes Maß an
Durchlässigkeit, kostenfreie Schülerbeförde-
rung usw. vorsieht. Unser Gesetzesentwurf fand
allerdings keine Zustimmung bei der Regie-
rungskoalition. 

Den Gesetzentwurf der Koalition halten wir
für einen Schnellschuß, der die wichtigsten Pro-
bleme unseres Schulsystems in keiner Weise
löst. 



b pbp h i l o s o p h i e r t

12

Tauschringe:

Alternative zum Kapitalismus oder Elendsverwaltung?
Teil 5: »Dinge tun, die Spaß machen«

Ende vorigen Jahres gründete sich auf In-
itiative des Vereins Lokalen Agenda 21

Eberswalde und der evangelischen Kirchenge-
meinde Finow ein Tauschring für Eberswalde.
Inzwischen verfügt der Eberswalder Tau-
schring über von allen Tauschringmitgliedern
getragene »Spielregeln« und gibt sogar eine ei-
gene »Markt-Zeitung« heraus. Seit zwei Mo-
naten gibt es jeden Mittwoch eine Sprechstun-
de im Gemeindezentrum im Brandenburgi-
schen Viertel (17 bis 19 Uhr). Und einmal mo-
natlich trif ft sich der Initiativkreis,um über die
weitere Entwicklung zu beraten. 

Die »Barnimer Bürgerpost« hatte die Grün-
dung des Tauschringes zum Anlaß genommen,
eine schon im Frühjahr 2004 im BBP-eMail-
Diskussionsforum geführte Diskussion zu den
theoretischen Grundlagen vieler Tauschringe
nun auch in der BBP-Papierausgabe widerzu-
spiegeln und zugleich weiterzuführen. Im Zen-
trum standen dabei die Theorien von Silvio
Gesell (1862 - 1930),auf die sich auch viele
Tauschringe als ihre theoretische Grundlage
beziehen. Rückkoppelnd auf die BBP-Artikel
frischte Anfang des Jahres auch die Theorie-
Diskussion im BBP-Forum wieder auf. Nach
dem Ausflug in die Tiefen der Theorien der Po-
litischen Ökonomie soll im Teil 5 dieser Arti-
kelserie die Ausgangsfrage wieder in den Mit-
telpunkt rücken: Sind Tauschringe eine Alter-
native zum Kapitalismus oder nur Mittel der
Elendsverwaltung?

Der Exkurs in die Kritik der Politischen
Ökonomie dürfte hinreichende Beweise

geliefert haben,daß von Tauschringen,die die
Gesellschen Lehren zu ihrer Theoriegrundlage
erkoren haben, keine emanzipatorischen Im-
pulse erwartet werden können. Die Schwund-
geldtheorie mit dem ausschließlichen Blick auf
den Zins verschleiert das Wesen der heutigen
Probleme. Die Entwicklung des globalisierten
Hightech-Kapitalismus läßt sich nicht mit der
Simulation einer einfachen Warenproduktion
auf regionaler Basis aufhalten. 

Das angesichts der globalen Konkurrenz als
potentieller Verlierer dastehende kleine Bür-
gertum bildet die soziale Basis für die »Zins-
knechtschaftslehre« Gesells. Sie wollen jede
»Umwälzung der gesellschaftlichen Verhält-
nisse« (Dominique Voigt) vermeiden und das
überschaubare Vergesellschaftungsniveau ihrer
Kleinproduktion konservieren.

Das ist jedoch ein Kampf gegen Wind-
mühlenflügel. Die Entwicklung des Kapi-

talismus ist mit einer beständigen Umwälzung
der gesellschaftlichen Verhältnisse verbunden.
Alles, was einer immer effektiveren Wertpro-
duktion im Wege steht,fällt der Zerstörung an-
heim. Der dem Kapitalismus immanente
Zwang zur beständigen Einsparung an lebendi-
ger Arbeit zerstört aber letztlich auch die eige-
ne gesellschaftliche Grundlage. Denn nur der
Einsatz lebendiger Arbeit produziert Mehr-
wert. Vollautomatische Fabriken sind in vielen
Branchen längst keine Utopie mehr. Sie produ-
zieren hocheffektiv, die geschaffenen Werte
enthalten aber fast nur noch die bereits im kon-
stanten Kapital vergegenständlichte Arbeit.
Lebendige Arbeit setzen nur noch das Auf-
sichtspersonal und die Reparaturbrigade zu. So
bald die gesamte Branche so arbeitet,lassen
sich kaum noch Profite erzielen. Der »sinnlo-
se« Selbstlauf der Kapitalverwertung verliert
seinen »Sinn«.

Diese allgegenwärtige Entwicklung ist mit
erheblichen gesellschaftlichen Turbulenzen
verbunden. Handels- und »Weltordnungs«krie-
ge einschließlich Terrorismus, Klimakatastro-
phen, Entindustrialisierung, Zusammenbruch
der Sozialsysteme und vor allem die zuneh-
mende Massenarbeitslosigkeit sind dafür Aus-
druck. Angst ist die vorherrschende Reaktion.

Die Krise ist allgegenwärtig. Doch als Lö-
sung bietet selbst die aus der Arbeiterbewe-
gung hervorgegangene Linke nur die Restau-
rierung der bestehenden Verhältnisse an:
Wachstum,Ausweitung der Produktion, Inve-
storen,die neue Arbeitsplätze schaffen sollen –

anderes hört man kaum. So wird letztlich nur
der Kreislauf fortgesetzt. Neue Arbeitsplätze
sind meist hochproduktiv. Die früheren Be-
schäftigungszahlen werden selbst bei erweiter-
terem Produktionsumfang nicht wieder er-
reicht. Die extensive Erhöhung des Ausbeu-
tungsgrades ist der zweite Weg, um dem Ver-
fall der Profitrate entgegenzuwirken. Auch die
immer zahlreicher werdenden prekären Be-
schäftigungsverhältnisse verkauft man als »Si-
cherung oder Schaffung von Arbeitsplätzen«.
Vor allem im Dienstleistungssektor dominie-
ren zunehmend Niedrig- und Niedrigstlöhnen.
Die Ein-Euro-Jobs tun ihr übriges. 

Tauschringe haben dem im Grunde nichts
entgegenzusetzen. Als gesellschaftlicher Gege-
nentwurf taugen sie nicht. Zumindest,wenn
auf die Gesellschen Theorien zurückgegriffen
wird. Tauschringe bleiben der Warengesell-
schaft verhaftet. Allerdings können Tauschrin-
ge durchaus helfen,die Lebensqualität der von
den Auswirkungen der Krise Betroffenen zu
verbessern. Das kann durchaus mit dem Be-
griff »Elendsverwaltung« einigermaßen tref-
fend denunziert werden. 

Dieser »Elendsverwaltung« will sich der
Eberswalder Tauschring durchaus nicht

verschließen. »Sich mal was leisten können«,
heißt es dementsprechend am Infobrett des
Tauschringes im Gemeindezentrum an der
Potsdamer Allee. Doch ist das nur ein Aspekt.
Zum Grundverständnis des Tauschringes ist zu
lesen:»Grundidee ist,daß sich die Menschen
zusammenfinden, Talente, Erfahrungen, Fer-
tigkeiten untereinander austauschen. Tau-
schringe sind organisierte Nachbarschaftshil-
fe, ökonomische und soziale Selbsthilfe.« Die
Kommunikation steht also im Mittelpunkt,
»Dinge tun,die Spaß machen,Hilfe erhalten
und anbieten,die eigene Kreativität entdecken
und weiterentwickeln«. 

Der Warentausch wird zum Vehikel. Viel-
leicht also doch eine Alternative?

GERD MARKMANN

Halbierung der Verkehrsbelastung erwartet
Eberswalde (leu/bbp). Nach Zählungen aus den
Jahren 1998 und 2000 wird die Bundesstraße
167 in Höhe des ehemaligen Behördenzen-
trums (Finanzamt/Arbeitsamt) an der Ebers-
walder Straße täglich von ca. 20.200 Kfz be-
fahren. Das teilte das Baudezernat jetzt auf An-
frage mit. 

Das Bundesstraßenbauamt hat im Zusam-
menhang mit dem 1. Bauabschnitt der Umge-
hungsstraße B 167 neu keine Berechnungen
zur Auswirkung auf das städtische Verkehrs-
netz vorgenommen. Aufgrund eigener Ver-
kehrsberechnungen kann die Stadtverwaltung

Eberswalde jedoch einschätzen,daß bei Fertig-
stellung des 1. Bauabschnittes der B 167n mit
drei Knotenpunkten (Gewerbegebiet Finow-
furt, Angermünder Straße und Breite Straße in
Nordend) nur noch ca. 10.000 KFZ/Tag auf
diesem Abschnitt der »Eberswalder Straße«
verbleiben werden. 

Für den zweiten Bauabschnitt der B 167n ist
das Raumordnungsverfahren noch nicht be-
gonnen worden. Erst das sich daran ansch-
ließende Linienbestimmungsverfahren wird
eine annähernde Lage der künftigen Trasse
vorgeben. Die Entlastungswirkung der des 2.

Bauabschnittes der Umgehungsstraße B167n
für die Stadt Eberswalde ist aber von der Ent-
fernungslage der Trasse zum Stadtgebiet und
von den Verknüpfungspunkten mit dem städti-
schen Straßennetz abhängig. Deshalb ist dazu
zum jetzigen Zeitpunkt keine gesicherte Aus-
sage möglich. Da der verlagerbare Durch-
gangsverkehr aus Richtung Osten,d.h. der von
Bad Freienwalde bis zur Autobahn durch-
fließende Verkehr, relativ gering ist, ist aller-
dings mit einer nennenswerten weiteren Redu-
zierung der Verkehrsbelegung im Bereich
Eberswalder Straße kaum zu rechnen.
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Der  »Barnimer Weg« der PDS
von Albrecht Triller

Vor der Kommunalwahl wurden SPD und
CDU im Kreistag von der PDS gescholten,sie
hätten den »Barnimer Weg« verlassen zum
Nachteil für den Landkreis. Als die PDS nach
der Kommunalwahl 2003 stärkste Fraktion
wurde, sollte dem »Barnimer Weg« neues Le-
ben eingehaucht werden. Das währte aller-
dings nur bis die CDU durch Überläufer der
PDS den Rang als stärkste Fraktion ablief.

Beim Neujahrsempfang der PDS Barnim
2005 wurde erneut bejammert, daß andere Par-
teien den »Barnimer Weg« nicht mitgingen.
Doch dann,nach dem Hartz IV-Sonderkreis-
tag, ein Lichtblick: Der MOZ-Berichterstatter
zum Sonderkreistag machte aus,der »Barni-
mer Weg« habe doch funktioniert.

Funktioniert der »Barnimer Weg« tatsäch-
lich? Ist der »Barnimer Weg« ein erfolgver-
sprechender Politikansatz der PDS? Haben
sich die Genossen im Barnim schon gefragt,
was der »Barnimer Weg« tatsächlich bedeutet?

Die Verfechter des »Barnimer Weges« gehen
von folgenden Thesen aus:In der Kommunal-
politik ist kein Platz für Parteipolitik. In der
Kommunalpolitik geht es um fachlich-sachli-
che Entscheidungen für die Bürger. Im »Wett-
bewerb der besten Ideen und Lösungswege
ohne parteipolitische Egoismen« liegen Chan-
cen für die Entwicklung des Landkreises und
seiner Bürger.

Das hört sich erstmal gut an:endlich eine
Partei, die nicht ihre Parteipolitik, sondern das
Wohl der Bürger in den Mittelpunkt rückt. 

Aber schon am Beginn gründlicheren Nach-
denkens ergeben sich viele Fragen. Was bedeu-
tet »das Wohl« und welche »Bürger« sind ge-
meint? Antworten sind zu schnell zur Hand,
etwa: »Alles,was den Menschen nutzt« ist zu
ihrem Wohle und natürlich geht es uns um das
»Wohl aller Menschen«.

Wer solches meint,mag vielleicht ein guter
Mensch sein,aber er wird seine Ziele nie errei-
chen – und ein Sozialist ist er dadurch noch
lange nicht. Wer so denkt,verkennt oder igno-
riert, daß wir in einer Klassengesellschaft le-
ben. In der gibt es nicht »die Menschen«. Die
soziale Stellung der Menschen ist sehr ver-
schieden, und wir erleben gerade, wie eine
große Menschengruppe, nämlich die Arbeits-
losen und Sozialhilfeempfänger, durch Hartz
IV aus der Gesellschaft ausgegrenzt und per
Gesetz in die Armut gedrängt werden.

Die Grenzen zwischen den Klassen und
Schichten würden verschwimmen, heißt es.
So differenziert  die Stellung gesellschaftlicher
Gruppen und einzelner Individuen auch sein
mag, so ist es doch immer noch die jeweilige
Stellung zu den Produktionsmitteln und der
sich daraus ableitende Anteil am geschaffenen
Mehrprodukt. Und es hat sich seit Marx nichts
daran geändert, daß der Besitzer der Produkti-
onsmittel den Mehrwert für sich beansprucht

und dem Lohnabhängigen nur die Reprodukti-
onskosten für seine Arbeitskraft bezahlt. 

Die Kreistagsfraktion einer sozialistischen
Partei muß sich deshalb schon fragen lassen,
für wessen Wohl sie sich einsetzen will, wes-
sen Interessen sie vertreten will.

Hier nun meint die PDS im Barnim, in der
Kommunalpolitik sei kein Platz für Parteipoli-
tik. Kommunalpolitik sei Sachpolitik. Wozu
brauchen wir dann überhaupt politische Partei-
en in den Kommunen und im Landkreis? Dann
könnten doch die Verwaltungen die kommuna-
len Angelegenheiten allein regeln! Dann
brauchte man bestenfalls Fachgremien,die die
Verwaltung beraten und unterstützen!

Parteienvertreter sind aber immer auch Ver-
treter konkreter politischer Interessen. Sie sind
ja gerade in die Politik gegangen,weil sie ihre
spezifischen parteipolitischen Zielstellungen
umsetzen wollen. Die Entscheidungsspielräu-
me in der Kommunalpolitik sind relativ gering,
weil Landes- und Bundespolitik die Grenzen
setzen. Aber wenn Abgeordnete zu Entschei-
dungen gefordert sind, dann sind sie es als Po-
litik er und nicht als Fachleute (daß Politiker
trotzdem Sachkenntnisse brauchen, versteht
sich selbstredend). Die politische Bedeutung
von kommunalen Entscheidungen ist mal
größer und mal kleiner. In jedem Falle wird die
politische Sicht auf die Entscheidung von der
jeweiligen Parteipolitik geprägt sein. Ja, sie
muß es sogar sein,wenn sie die Interessen der
zu Vertretenden berücksichtigen soll. Je nach
parteipolitischen Zielen werden sich die ange-
strebten Lösungen unterscheiden. Die Behaup-
tung, Parteipolitik habe in der Kommunalpoli-
tik nichts zu suchen, ist entweder Täuschung
und Selbsttäuschung oder Verkennung objekti-
ver Sachverhalte und Zusammenhänge.

Vor diesem Hintergrund ist auch das Gefasel
vom »Wettbewerb der besten Ideen und Lösun-
gen ohne Parteiegoismen« reine Utopie oder
Verirrung. Wer andere zum »Wettbewerb« her-
ausfordert, hält sich wohl selbst für den Be-
sten. Die PDS im Barnim wird nicht müde zu
wiederholen,daß ihre (besten) Vorschläge nur
aus parteipolitischem Geplänkel nicht akzep-
tiert werden. Aber wer soll denn darüber befin-
den, welche Vorschläge die besten sind? Die
Vorschläge der anderen werden an den eigenen
Zielen gemessen. Das führt doch jeden »Wett-
bewerb um die besten Ideen und Vorschläge«
in der Kommunalpolitik ad absurdum. 

Was also soll ein sogenannter »Barnimer
Weg«. Es ist ein Weg des Verzichtes auf eine
klare politische Zielstellung, der Weg der
Selbstverstümmelung der politischen Ziele bis
zur Unkenntlichkeit. Es ist der Weg der Illusi-
on, es gäbe einen Weg zur Veränderung der
Gesellschaft gemeinsam mit dem politischen
Gegner. Es ist der Weg der Barnimer PDS, sich
selbst politisch überflüssig zu machen. 

Der Hartz IV-Kompromiß
Sehen wir uns die Entscheidung des Kreista-

ges einmal näher an,die der MOZ-Autor für die
Frucht des »Barnimer Weges« hält.

Die PDS hatte im Landtagswahlkampf gegen
die Hartz IV-Gesetze Front gemacht und viele
Wählerstimmen gewonnen. Seit August 2004
gehen auch im Barnim Hartz IV-Betroffene auf
der Straße. Zu den Forderungen der Ebers-
walder Montagsdemo gegenüber der Kommu-
nalpolitik gehörte von Beginn an die Stellung-
nahme der Kommunalparlamente gegen Hartz
IV und die Bildung von Betroffenenbeiräten in
den Kommunen und beim Landkreis. Entspre-
chende Initiativen der PDS in Eberswalde und
im Kreistag blieben zunächst aus. In der StVV
Eberswalde argumentierte die PDS, ein Betrof-
fenenbeirat wäre beim Landkreis anzusiedeln.
Die Kreistagsfraktionsvorsitzende versprach
zuerst Unterstützung, sah dann aber keine
»Mehrheitsfähigkeit« für einen Beirat. Von Ver-
suchen, Resolutionen gegen Hartz IV einzu-
bringen,ist nichts bekannt. 

Endlich im Dezember forderte die PDS einen
Sonderkreistag zu Hartz IV – »zur Beantwor-
tung ihrer Fragen«! Die Fraktion beantragt ei-
nen »Beirat«. Es ist aber nicht der von Ebers-
walder Montagsdemo geforderte Betroffenen-
beirat, sondern ein Instrument zur »Begleitung
der Umsetzung von Hartz IV« – das ist nicht zu
übertreffende Sachpolitik, allerdings mit sehr
geringem Ideengehalt. Daß auch zwei Betroffe-
ne im Beirat sind, ist nicht mehr als Kosmetik.
Ein Zusammenwirken mit Eberswalder Mon-
tagsdemo gab es nicht. 

Eine mit der »Eberswalder Montagsdemo«
abgestimmte Kreistagsvorlage zu einem wirkli -
chen Betroffenenbeirat brachte die Fraktion
Grüne/Freie Wähler ein. Die PDS-Fraktion ver-
sagte jedoch ihre Unterstützung. Schließlich
sind die eigenen Ideen die besseren.

Das Produkt des »Barnimer Weges« war in
der Konsequenz ein Beschluß des Kreistages
mit der Empfehlung an den Landrat, gemein-
sam mit der Arbeitsagentur einen Beirat als Er-
füllungsgehilfen für Hartz IV bei der Arge zu
gründen. War schon bei der ursprünglichen Vor-
lage keine PDS-Handschrift zu erkennen,so
hatte diese in Konsensgesprächen während der
Auszeit des Kreistages weiter an Substanz ein-
gebüßt. Daß sich im Kreistag für die Vorlage
eine Mehrheit fand, dürfte zudem wohl eher
den vor dem Kreishaus demonstrierenden Be-
troffenen zu danken sein. 

Sie hatten sich zudem eine Einwohnerfrage-
stunde erkämpft und stellten acht Einwohner-
fragen. Als Gäste des Kreistages ließen sie im
weiteren ihre Zustimmung oder ihr Mißfallen
deutlich werden. Die Hartz IV-Betroffenen,die
den Kreistag miterlebt haben, werden ihre
Zweifel haben,ob die PDS-Fraktion die Inter-
essen der Betroffenen vertreten hat bzw. vertre-
ten wollte. Die PDS-Basis ist gut beraten,sich
der Frage nach dem Weg und dem Ziel der Bar-
nimer PDS-Politik zu stellen.

ALBRECHT TRILLER
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Zwangsarbeit im Waldlager Britz (Teil I)

Feiertags gab’s Fleisch mit Maden 
Vor 60 Jahren befreiten die alliierten Streit-

kräfte Deutschland von der Hitlerdiktatur. Bei
ihrer Befreiung stießen sie u.a. auf entsetzliche
Tatsachen – auf die Konzentrationslager.

Unser Verein forscht seit etwa zehn Jahre er-
folgreich zu den beiden Außenlagern des Frau-
en-KZ Ravensbrück, die sich in Finow und
Eberswalde befanden. Über diese berichteten
wir schon mehrfach. Neben diesen KZ-Außen-
lagern gab es aber auch noch Kriegsgefange-
nen- und Zwangsarbeitslager, in denen es nicht
minder grausam zuging.

Vor wenigen Tagen erhielten wir eine Anfra-
ge aus Frankreich. Hyann Hennequin,der En-
kel der 1924 geborenen Ukrainerin Olga Sto-
ma Semyonovna,fragte nach dem »Eberswald
Lager Wald  Britz«. Er beschreibt das Leben
seiner Großmutter in diesem Lager, in dem
auch zwei ihrer Cousinen,Helena Stoma Yva-
novna und Yevgenia Stoma Tsitovna, einge-
sperrt waren. 

Bei der Ankunft im Lager Sommer 1942,
mußten sich alle entkleiden,um desinfiziert zu
werden. Die Duschräume trugen die Aufschrift
»Bad und Desinfektion«. Danach erhielten alle
eine Art Uniform in den Farben grün/olivgrün,
khaki – die Farben des Militärs. Die Jacke hat-
te drei Knöpfe und die Hose reichte ihnen
knapp über das Knie.

Olga Semyonowna wohnte mit 18 anderen
Gefangenen in einem Raum. Zwölf von ihnen
arbeiteten in der Waffenherstellung im Märki-
sches Stahlformwerk, das als Sägewerk getarnt
war. Die Großmutter mußte mit fünf anderen
Gefangenen aus ihrer Holzbaracke für die SS
in der Küche Kartoffeln schälen,während für
die Gefangenen die Kartoffeln nur gebürstet
wurden, so daß immer etwas Erde hängen
blieb. Die sechs in der Küche eingesetzten
Frauen mußten täglich 18 Stunden arbeiten
und jede etwa 150 kg Kartoffeln schälen. Sie
arbeiteten unter der Aufsicht von zwei zivilen
Köchinnen – Frau P. und Frau B. – und des
Chefkochs Herrn Schr.

Die Gefangenen erhielten je nach ihrer Her-
kunft ein Zeichen, welches auf den Rücken
genäht wurde. Die Juden erhielten einen Ju-
denstern, die Polen ein großes »P«, die Russen
ein großes »OST«,die französischen Gefange-
nen ein »KG«, die Zigeuner ein großes »X«.

Geweckt wurden um vier Uhr morgens mit
der lauten Order:»Achtung, Aufwachen!« 

Der Speiseplan war folgender:Morgens:Er-
satzkaffee, Mittag: vier Kartoffeln, zum
Abend: vier Kartoffeln und eine Ration
Schwarzbrot. An Feiertagen gab es heißes
Wasser, Ruttabagua und Fleisch, welches mit
großen Maden durchsetzt war. 

Nach Aussagen der Großmutter wurde das
Lager 1945 von allen verlassen. Offiziere, SS,
Mithelfer und Gefangene flohen vor den Rus-
sen, die immer näher kamen. Alle Zigeuner
wurden auf der Flucht erschossen,weil sie zu
langsam waren. Man wollte unbedingt die
Amerikaner als erstes treffen,weil man Angst
hatte, von den Russen getötet zu werden. Die
Rote Armee war jedoch schneller und so wur-
den die Gefangenen Gott sei Dank befreit und
in die Obhut des Roten Kreuzes gegeben. Alle
Deutschen flüchteten wie die Hasen in den
Wald.

HOLGER KLICHE

Quelle: GWI Eberswalde, Bildarchiv, Waldlager
Britz, 1942, Gruppenfoto vor Holzlager

Wir bitten die Leserinnen und Leser um Mithilfe
durch das zur Verfügung stellen von Bildmateri-
al, Erlebnisberichte über die Lager oder Fabri-
ken, in denen Zwangsarbeit verrichtet werden
mußte. Im April werden wir für 10 Tage ehemali-
ge Zwangsarbeiter aus der Ukraine bei uns zu
Besuch haben, die erstmals nach ihrer Zwangs-
arbeit deutschen Boden betreten. 
Kontakt: Geschichtswissenschaftliches Institut
beim Verein Forschungs- und Gedenkstätte
Eberswalde e.V., c/o Grundschule Schwärzesee,
Kyritzer Str. 17, 16227 Eberswalde

Die »Führer« vom Waldlager Britz. Auf dem Foto un-
ten zeigt Lagerbaracken kurz vor ihrem Abriß.

Dauerthema Telekomstraße
Da sind sie – MOZ macht’s möglich – am

11. Januar mit Leserbriefen auf einer Seite ver-
eint, die Eiferer und Geiferer gegen den Flug-
platz. Nein! Diesmal gegen die Telekomstraße.
Oder doch gegen den Flugplatz? Es geht ihnen
um die Bewahrung der Natur, um Schlangen
und Echsen,um Lärm, Benzinverbrauch und
Schadstoffausstoß – so schreiben sie. Da habe
ich allerdings ernste Zweifel. Ginge es ihnen
wirklich um solche hehren Ziele, dann hätten
sie Gelegenheit gehabt, sich z.B. zur Strecken-
führung der »B 167 neu« zu engagieren. Stich-
wort Südvariante, die Eberswalde, Finow und
Finowfurt und den Flugplatz ideal – lärm- und
schadstoffarm – an die Autobahn anbinden
würde. Aber genau da liegt der Hund begraben.
Es geht ihnen gar nicht um die Telekomstraße.
Es geht wieder einmal darum,vernünftige Ver-
kehrslösungen zur Erschließung des Flugplat-
zes – Voraussetzung für dessen Entwicklung –
zu torpedieren. Verhindern werden sie die Ver-
nunft auf Dauer nicht können,so wie sie eine
bedarfsgerechte Entwicklung des Flugplatzes,
nichts anderes will die erdrückende Mehrheit
der Bürger, nicht verhindern werden.

Die Telekomstraße, erst seit 1995 heißt sie
so,war nie stillgelegt. Sie konnte nur 40 Jahre
lang nicht von deutschen Autos befahren wer-
den. Sie war bis 1996 in einem gut befahrbaren
Zustand – bis zu dem Zeitpunkt,als große Tei-
le mit »Fördermitteln« zerstört wurden um sie
danach – natürlich wieder gefördert – neu bau-
en zu können. Ein Teil ist ja sogar schon fertig!
Einen kompletten Neubau als mautfreie Kon-
kurrenz für den Schwerlastverkehr wird es
nicht geben, nicht nur, weil dafür niemand
Geld hat und ausgeben will. Das sollten wir
dem Wald wirklich nicht antun! Aber eine
Straße, auf der man mit dem PKW mit 50 km/h
oder mit dem Fahrrad nach Biesenthal und
vielleicht sogar an den Samithsee fahren kann -
vielleicht gibt es ja dann dort auch wieder ein
Ausflugslokal,das wäre eine echte Bereiche-
rung für den Kreis. Ich kenne nur wenige Bür-
ger, die eine solche vernünftige und auch gar
nicht so teure Lösung (die Straße ist ja schon
da!) nicht begrüßen würden – verbohrte Flug-
platzgegner ausgenommen!

JOHANNES MADEJA

5-Megawatt-Windrad
Trampe (nau/bbp). Der Tramper Windradher-
steller REpower Systems AG stößt in neue Be-
reiche vor. Das Unternehmen ging 2001 aus
dem Zusammenschluß von den drei mittelstän-
dischen Unternehmen bwu (Trampe),Jacob-
senergie (Husum) und Pro-Pro (Rendsburg)
sowie einer Mehrheitsbeteiligung an der Den-
ker und Wulf AG (Sehestedt) hervor. Herr
Koch, Vertreter von REpower im Energiespar-
kontor Barnim, informierte zur 2004er Ab-
schlußversammlung des Vereins über den Bau
der ersten 5-Megawatt-Windkraftanlage und
deren Inbetriebnahme.
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WHG Eberswalde:

Keine Mietschulden durch Hartz IV?
Die Stadtfraktion der PDS Eberswalde hatte

am 17. Januar den Geschäftsführer der Woh-
nungsbau- und Hausverwaltungs GmbH
Eberswalde Rainer Wiegandt eingeladen. Ge-
sprächsinhalt war die beabsichtigte Entwick-
lung der Gesellschaft unter den Bedingungen
der sinkenden Einwohnerzahlen der Stadt.

Die Gesellschaft verzeichnet derzeit einen
Wohnungsleerstand von ca. 17 Prozent. Dies
fordert neben dem abgestimmten Stadtrückbau
von 314 Wohneinheiten in diesem Jahr die Be-
schreitung neuer Vermarktungswege. Hier be-
absichtigt die Gesellschaft eine innerbetriebli -
che Neustrukturierung der Verwaltungsarbeit.
Die »Von A bis Z –Verwaltung« soll mittels
Teambildung kurze Wege für Mieter und po-
tentielle Mieter anbieten. Unter Beachtung der
altersmäßigen Entwicklung der Bevölkerungs-
struktur sind weiterhin vorgesehen:
– eine erhöhte Aufmerksamkeit bei der
Klärung der Anforderungen und der Bedürf-
nisse an die Wohnungen und das Wohnumfeld
insbesondere bei älteren Mietern
– durch ein spezielles Wohnungsmarketing die
Familiennähe verschiedener Generationen för-
dern, z.B durch Nachbarschaftswohnen
– die Möglichkeit von Seniorenwohngemein-
schaften anbieten.

Als Vorteil für alle Mieter der WHG soll in
Kürze eine WHG-Card als Mietercard angebo-
ten werden. Diese soll für die Wohnungsmieter
den Anreiz schaffen, für einen Bonus in Höhe
von drei Prozent bei den Gewerbemietern der
WHG die dort angebotenen Leistungen und
Waren in Anspruch zu nehmen. Dieses Bonus-
system soll neben den Bewohnern und Nutzern
des Eigentums der WHG auch für die Mitob-
jekte gelten, welche durch die Gesellschaft
fremdverwaltet befinden.

Nachfragen von Fraktionsmitgliedern gab es
insbesondere zur Erhöhung der Gaspreise so-
wie zu den Auswirkungen der Bescheide nach
den Vorschriften von Hartz IV. Bezüglich der
Gaspreiserhöhung führte Herr Wiegandt aus,
daß die Gesellschaft keine Widersprüche zur
Preiserhöhung eingelegt hat. Gemäß seinen
Ausführungen liegen die Preiserhöhungen bei
ca. 7,5 Prozent. Die Auswirkungen der Preiser-
höhung konnten teilweise durch die derzeiti-
gen vertraglichen Regelungen,die größtenteils
eine Trennung von Arbeitspreis und Leistungs-
preis beinhalten,gemindert werden. Nach der
Information von Herrn Wiegandt wird die der-
zeitige Preiserhöhung durch den hiesigen Ver-
sorger nicht vom Kartellamt überprüft.

Inwieweit die Bescheide der Hartz IV Be-
troffenen Auswirkungen auf die WHG haben,
bleibt abzuwarten. Bisher bemühte sich die
Gesellschaft um eine Zusammenarbeit mit der
Agentur für Arbeit und dem Landkreis Barnim.
Hier wurde bereits erreicht, daß die direkten
Mietzahlungen an die WHG, analog der ehe-
maligen Verfahrensweise bei den Sozialhilfe-
empfängern,erhalten bleiben. Weiterhin wurde
eine Liste über betroffene Mitschuldner abge-
stimmt. Hier beabsichtigt die Gesellschaft bei
der Suche nach Lösungswegen weiterhin aktiv
mitzuwirken. Inwieweit sich die Differenzen
zwischen den tatsächlichen und den durch die
Agentur für Arbeit anerkannten Betriebskosten
auswirken, ist derzeit noch nicht erkennbar.
Diese Differenzen entstehen bekannterweise
unter anderem durch die Nichtanerkennung
der Kosten für die Warmwasseraufbereitung.
Zu befürchten ist, daß es zu einem Anstieg
weiterer Mietschulden kommen wird.

WOLFGANG SACHSE, Vorsitzender der 
PDS-Fraktion in der StVV Eberswalde

Eberswalder Ansichten

Brücke der Solidarität
Bernau (spa). Auf Initiative der Gesangsgrup-
pe KALINKA des Arbeitlosen-Service Bernau
und mit Unterstützung der Arbeitsgemein-
schaft Aussiedler, Kontingentflüchtlinge und
Ausländer bei der PDS Bernau fand am 11. Ja-
nuar auf dem Bernauer Marktplatz ein Solida-
ritätskonzert zur Unterstützung der Flutopfer
statt. Die KALINKA `s selbst spendeten 100
Euro. Die Beteiligten wollten eine musikali-
sche Brücke zu den Betroffenen schlagen. Die
KALINKA`s stellten aus ihrem Programm rus-
sische, ukrainische, kasachische und deutsche
Volkslieder vor.

Postfilialen erhalten
Die Zeitschrift Postforum titelt in ihrer Aus-

gabe vom Januar 2005 »Aus dem Staatsbetrieb
wurde ein erfolgreicher Globalplayer. 10 Jahre
Deutsche Post AG – ein Grund zum Feiern.« 

Das sehen sowohl die Bürgerinnen und Bür-
ger als auch die Gäste der Bernauer Waldsied-
lung sicherlich etwas anders. Denn inzwischen
mußten sie zur Kenntnis nehmen,daß die ein-
zige Postfiliale in ihrem Stadtteil geschlossen
werden soll.  Wahrlich kein Grund zum Feiern. 

Und dabei sollte es doch die Aufgabe der
Post sein,als Dienstleister vor Ort präsent zu
sein. Mit der Schließung allerdings sind Ein-
wohner und Gäste der Waldsiedlung gezwun-
gen, wegen ihrer Postangelegenheiten nach
Wandlitz, Stolzenhagen oder auch Bernau zu
fahren, was eine hohe Mobilität voraussetzt.
Das ist so nicht hinzunehmen. Die Stadtver-
waltung sollte sich im Interesse der Bürgerin-
nen und Bürger für den Erhalt der Postfiliale in
der Waldsiedlung stark machen.

Dr. DAGMAR ENKELMANN

Landwirt als Energiewirt
Die 7. EUROSOLAR-Konferenz »Der

Land- und Forstwirt als Energiewirt« findet
vom 17. bis 18. Februar in Bonn statt. Die er-
schöpflichen Erdölvorkommen machen es not-
wendig den Grundstoff Erdöl durch solare
Rohstoffe, also durch pflanzliche Grundstoffe,
zu ersetzen. Bei diesem Strukturwandel wird
entscheidend sein,ob der Landwirt nicht nur
Rohstofflieferant ist,sondern auch an Weiter-
verarbeitungsschritten direkt beteiligt wird.
Nur so können die Wertschöpfungsketten aus
landwirtschaftlichen Nutzflächen gesteigert
werden und sich neue Einkommensquellen für
den Landwirt erschließen. Hermann Scheer
wird im Rahmen eines Abendvortrags: »Die
Zeit drängt – Unabhängigkeit von Erdöl durch
Bioenergie« die Zeitperspektive beleuchten,
die für eine Umstrukturierung notwendig ist.
Weitere Vorträge widmen sich den Themen
»Weg vom Öl mit Biomasse«,»Biomassenut-
zung in Europa« und »Produktion von Treib-
stoff und die Bedeutung von neuen Akteuren in
der Landwirtschaft« (www.eurosolar.org).

IRM PONTENAGEL

SIEGFRIED KERSTEN
Blick auf Eberswalde, Öl
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termine
Eberswalde
Di, 10.2., 14 Uhr Natur und Umwelt, AG Se-
nioren der PDS Eberswalde, Bierakade-
mie, Eisenbahnstr. 27
Di, 10.1., 14.30 Uhr USA-Reise – vorgestellt
von Fam. Strenge, Brandenburgische
Freundschaftsgesellschaft, Brunnenstr. 14
Di, 22.2., 17 Uhr Mitgliederversammlung,
Barnimer Bürgerpost e.V., Ulrich-Speicher,
Friedrich-Ebert-Str. 12
Mi, 23.2., 20 Uhr Lieder mit Barbara Thal-
heim, Sparkassen-Forum, Michaelisstr. 1
Fr, 25.2., 17 Uhr Mitgliederversammlung,
Ortsverband PDS Eberswalde, 
Mi, 2.3., 19 Uhr Mitgliederversammlung,
Lokale Agenda 21 Eberswalde e.V., Bier-
akademie, Eisenbahnstr. 27

Ich bestelle ab sofort die „Barnimer Bürgerpost“
q zwei Ausgaben zur kostenlosen Probe
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Der Utopie dicht auf den Fersen? 
Auf der Kommune-Infotour 2005 stellen

KommunardInnen aus den Kommunen Nieder-
kaufungen,Buchhagen,Feuerland/Uckermark,
Karmitz/Wendland, Alla Hopp in Bremen so-
wie Waltershausen ihre Erfahrungen vor. Im-
mer mehr Menschen sind auf der Suche nach
Alternativen zur herrschenden,kapitalistischen
Ellbogengesellschaft und unzufrieden mit ei-
nem Wirtschaftssystem,das auf der Ausbeu-
tung von Menschen und Ressourcen basiert,
und das in erster Linie der Gewinnmaximie-
rung dient. Die Kluft zwischen arm und reich
wird immer größer, ökologische Katastrophen
zerstören die Lebensgrundlage vieler Men-
schen. Millionen sind weltweit auf der Flucht,
oder sie werden Opfer von wirtschaftlich moti-
vierten Kriegen der globalen Großmächte. 

Der Einsatz für menschenwürdige Struktu-
ren und den Erhalt unserer Umwelt muß heute
oberste Priorität haben. Eine Möglichkeit be-
steht darin, das Leben in Kommunen und Ge-
meinschaften zu organisieren, in denen unter-
schiedlichste Menschen altersgemischt zusam-
men leben und arbeiten. Die Bündelung von
Energien und Ressourcen und der gemeinsame
Besitz von Gebäuden und Produktionsmitteln

eröffnet Alternativen in sozialer, ökologischer
und wirtschaftlicher Hinsicht. 

»Wir sind nicht so anmaßend zu denken,wir
hätten die allein selig machenden Konzepte in
dieser Situation«,heißt es von Seiten der Kom-
mune-Tour-Gruppe, »aber durch den Aufbau
solidarischer Lebensformen, gerechter Ar-
beitsverhältnisse, durch Abbau sexistischer
und rassistischer Strukturen sowie der Infra-
gestellung des alltäglichen Konsumverhaltens
wollen wir am Aufbau einer gerechteren Welt
mitwirken.« 

Die Kommune-Infotour 2005 findet am er-
sten Februarwochenende ihren Abschluß mit
Veranstaltungen in Potsdam (Freitag, 4.2.,
19.30 Uhr im Buchladen Sputnik,Charlotten-
str. 28, 14467 Potsdam),Berlin (Sonnabend,
5.2., 16 Uhr, im Thomas-Weissbecker-Haus,
Wilhelmstr. 9,10963 Berlin) und Neubranden-
burg (Sonntag, 6.2.,19 Uhr, im ArcheN, Sozio-
kulturelles Bildungszentrum,Reitbahnweg 38,
17034 Neubrandenburg). Weitere Info per E-
Mail: hans@mind.de oder telefonisch 05864-
986905 AB der Wendland-Hof e.g.

aus dem Newsletter des Instituts 
für Neue Arbeit (INA), Köln-Mühlheim

Umwelt-AG bei der PDS
Eberswalde (bbp). Im Dezember fanden sich
mehrere Mitglieder der PDS Barnim zusam-
men,um eine »AG Umwelt« ins Leben zu ru-
fen. Die AG will dazu beitragen,daß Umwelt-
themen besser und fundierter als bisher Be-
standteil der Politik der PDS Barnim werden.
Die kommunalen Abgeordneten der Partei fin-
den oftmals zu wenig Zeit und Muße, um sich
intensiv mit der fachlichen Spezifika der Um-
weltpolitik zu beschäftigen. Hier will die AG
Hilf e und Unterstützung bieten. Um diesem
Ziel entsprechen zu können sind weitere Mit-
glieder in der »AG Umwelt« gern gesehen.
Eine Mitgliedschaft in der PDS ist für eine
Mitarbeit keine Voraussetzung (Kontakt:Chri-
stian.Rehmer@web.de oder Tel: 03334-
387628).

Mitgliederversammlung
Die nächste Mitgliederversammlung des Barnimer Bürgerpost e.V. findet am Dienstag, dem 22. Fe-
bruar, um 17.00 Uhr im Bürohaus Ulrich-Speicher (Friedrich-Ebert-Str. 12) statt. Auf der Tagesord-
nung stehen u.a. der Jahresabschluß 2004, die Information zur Aberkennung der Gemeinnützigkeit
des Vereins durch das Finanzamt Eberswalde sowie der Arbeits- und Finanzplan 2005. 

Dr. Manfred Pfaff (Vorsitzender)


